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H 
EU-Zahlungsflüsse im Bundeshaushalt 
("Haushaltssaldo des Bundes") 

EU-Finanzbericht 2013 

Die Genehmigung des OP "Beschäftigung" durch die Europäische 
Kommission erfolgte am 28. November 2014. Für den ESF stehen in 
der Periode 2014 bis 2020 in Österreich EU-Miltel in Höhe von rd. 
442,09 Mio. EUR zur Verfügung. Dies bedeutet einen Rückgang um 
15,7 tlb im Vergleich zur Vorperiode, in der Österreich aus dem ESF 
noch 524,41 Mio. EUR erhalten hatte. Das AMS, das in der Periode 
2007 bis 2013 mehr <1ls die Hälfte der ESF- ProgrammbudgelS umsetzte, 
nimmt in der Periode 2014 bis 2020 nicht mehr teil. 

ElER 

36 Die fmanziellen Schwerpunkte des OP .. ländliche Entwicklung" lie­
gen bei den folgenden Zielen: 

- Anpassung an den Klimawandel und Risikomanagement, 

- Umweltschutz und RessourceneffIzienz. 

Die Genehmigung des OP "ländliche Entwicklung" durch die Euro­
päische Kommission erfolgte am 12. Dezember 2014. Für den ELER 
stehen in der Periode 2014 bis 2020 in Österreich EU- Mittel in Höhe 
von rd. 3,938 Mrd. EUR zur Verfügung. Dies bedeutet einen Rück­
gang um 2,2 tlb im Vergleich zur Vorperiode, in der Österreich noch 
4,026 Mrd. EUR zugeteilt bekommen halte. 

Entwicklungen auf EU-Ebene 

Hilushil ltso rd nu ng 

Europäischer Stabili­
tätsmechanismus 

Bund 2015/14 

37 Zu den Entwicklungen im Hinblick auf die EU-Haushaltsordnung wird 
auf den EU- Finanzbericht 2012 (Reihe Bund 2015/1) verwiesen. Seit 
dessen Veröffentlichung gab es dazu keine neuen Entwicklungen. 

38 (I) Um in fInanzielle Schwierigkeiten geratenen Mitgliedstaat n fInan­
ziellen Beistand zu leisten, bildeten ab Mai 2010 der Europäische 
FinanzstabilisienIngsmechanismus (EFSM, 60 Mrd. EUR) mit der Euro­
päischen Finanzstabi\isierungsfazilität (EFSF, 440 Mrd. EUR) und IWF­

Krediten (250 Mrd. EUR) einen gemeinsamen temporären Schutzschirm 
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der EU sowie des IWF in Höhe von insgesamt 750 Mrd. EUR zur Sta­
bilisierung der EU-Währung ( .. Euro-Reltungsschirm")3B 

Der permanent eingerichtete Europäische Stabililätsmechanismus 
(ESM) löste diese Einrichtungen 3m 27. September 2012 als Haupt­
in trument für neue Unterstützungsprogramme der Euro-Länder ab.J9 

EFSM und EFSF liefen bestimmungsgemäß aus, seil J. juli 2013 sind 
neue Finanzierungszusagen nur mehr durch den ESM möglich. 

Am 13. März 2014 tral Lettland, seit J. Jänner 2014 Mitglied der Euro­
zone, als 18. Mitglied dem ESM bei. Zu Details in Bezug auf die Orga­
nisation des ESM, die Einrichtung und den Zweck siehe EU-Finanz­
bericht 2012 (Reihe Bund 2015/1), TZ 68 Ff. 

(2) Die EFSF gewährte Irland, Portugal und Griechenland fInanzi­
elle Unterstützung. Während die Unterstützungen für Irland und Por­
tugal bereits ausgelaufen sind, erfolgten für Griechenland weiterhin 
Zahlungen aus der EFSF. Aus dem I. Programm erhielt Griechen­
land 73 Mrd. EUR. Aus dem 2. Programm waren bis Ende Dezem­
ber 2014 141,9 Mrd. EUR ausbezahlt. Dieses 2. Programm war mit 
einer Laufzeit bis Ende Dezember 2014 vorgesehen. Im Dezember 2014 
erfolgte eine zweimonatige Verlängerung. Das EFSF-Programm sollte 
mit 28. Februar 2015 auslaufen; am 27. Februar 2015 stimmtejedoch 
das Direktorium der EFSF einer neuerlichen Verlängerung um vier 
Monate zu. 

(3) Im Mai 201) sagte der ESM Zypern Finanzhilfe in Höhe von insge­
samt 8,968 Mrd. EUR zu. Bis 15. Dezember 2014 waren davon bereits 
5,7 Mrd. EUR ausbezahlt. 

(4) Am 31. Dezember 2013 beendete der ESM seine Finanzhilfe an Spa­
nien zur Rekapitalisierung des Bankensektors. In Summe haUe Spanien 
41,J Mrd. EUR erhalten. Die Rückzahlung war für die jahre 2022 bis 
2027 vorgesehen, bis März 2015 halle Spanien freiwillig 3,112 Mrd. EUR 
zurückbezahlt. 

)8 Dcr EU- Finanzbcricht 2010 des RH (Reihe Bund 2012/7) cruhält eine zusammenfas­
sende Darstellung der verschiedenen eilIgesetzten SlahilisicrungsillSlflJlllcntc: Fazilität 
des mittelfristigen Beistands für Nicht - Euro- Uindcr der EU (Unle~lützung für Lett ­
land. Rumänien und Ungarn), ersles UnIerstützungspaket ftlr Griechenland. Europä­
i.schcr Finanzslabilisierungsmcchanismus (EFSM) für EU- Mitgliedstaaten (Unterstüt­
zung ror Irland und Ponugal). Europ3ischc Finanulabilisicrungsrazilit:lt (EFSF) ror 
Euro-Länder (UnterslÜI2Ung filr Irland. Ponugal und Griechenland). Europäischer Sta­
bilitälSmechanismus (ESM) rur ESM-Milglieder. 

)9 Der ESM wurde am 11. Juli 2011 und am 2. Februar 2012 in einer ge~ndenen Fassung 
unu;: neichnct (ESM- VenragJ und trat am 27. Scplembcr 2012 als intergouvemmcn­
tale Einrichtung nach Völkerrecht in Krafi. 
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Europäische 
Bankenunion 

Bund 2015/14 

(5) Externe öffentliche Finanzkontrolle flir den ESM 

Der Prüfungsausschuss (Board of Auditors) prüft die Konten des ESM 
und überzeugt sich von der Ordnungsmäßigkeit des Abschlusses. Die 
Tätigkeit umfasst die Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit, 
der Wirt chaftlichkeit sowie des Ri ikomanagements des ESM gemäß 
den internationalen Prüfungsstandards. Weiters überwacht der Prü­
fungsausschuss die internen und externen Prüfungsmechanismen und 
deren Ergebnisse. Der Prüfung ausschuss kann das Direktorium lau­
fend über seine Feststellungen unterrichten. Zusätzlich erstellt er flir 
den Gouverneursrat jährlich einen Bericht. Dieser ist den nationalen 
Parlamenten, der ORKB der ESM - Mitglieder und dem Europäischen 
Rechnungshof zugänglich zu machen sowie dem Europäischen Par­
lament zur Information zu übermitteln. Die Übermittlung des Prüf­
berichts erfolgt üblicherweise im Juni des auf das Ge chäftsjahr fol­
genden Jahres. Zu den inhaltlichen Feststellungen für das Jahr 2013 
siehe EU- Finanzbericht 2012 (Reihe Bund 2015/1 , TZ 77). 

39 (1) Zur Stärkung der europäischen Winschafts- und Währungsunion 
startete die Europäische Kommission im Mai 2012 einen Aufruf zur 
Entwicklung einer Bankenunion, deren wesentliches Ziel sein sollte, 
die Transparenz des Bankensektors zu steigern sowie die Staatsschul­
den von den Bankschulden zu entkoppeln. Im September 2012 veröf­
fentlichte die Europäische Kommission den Fahrplan für die Einrich­
tung einer Bankenunion. Am 13. Dezember 2012 einigte sich der 
ECOFIN auf ein System der Bankenaufsicht. 

Die Bankenunion stützt sich auf drei Säulen: 

I. den Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory 
Mechanism, SSM), 

2. den Einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution 
Mechanism, SRM) und 

3. das Einlagensicherungssystem (DepOSit Guarantee Schemes, DGS). 

Die Details der drei Säulen sind dem EU- Finanzbericht 2012 (Reihe 
Bund 2015/1), TZ 72 ff. zu entnehmen. Der Einheitliche Au fsichtsme­
chanismus nahm am 4. November 2014 seine operative Tätigkeit auf. 
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Die Abwicklungsverordnung"° gilt ab I. Jänner 2016, die nalionale 
Umsetzung der .Sanierungs- und AbwickJungsrichtJinie" erfolgte in 
Österreich mit dem Sanierungs- und AbwickJungsgesetz", das am 
I. Jänner 2015 in Kraft trat. Die Richtlinie über die Erneuerung der 
Systeme zur Einlagensicherung42 trat am 2. Juli 2014 in Kraft, die 
Umsetzung der Richtlinie soll in zwei Schritten bis 3. Juli 2015 bzw. 
31. Mai 2016 erfolgen. 

(2) Aufgrund der Umnu mmerierung von Artikeln in der Abwicklungs­
verordnung wurde eine Berichtigung des zwischenstaatlichen Über­
einkommens notwendig. Diese soll nun rasch von den Mitgliedstaaten 
angenommen werden, um eine fristgerechte RatifIzierung des Abkom­
mens zu gewährleisten. Österreich hat der Korrektur des Abkommens 
auf EU-Ebene bereits zugestimmt, aber noch keine nationalen Umset­
zungsmaßnahmen getroFfen. 

40 Nach überwiegender Ansicht der Obersten Rechnungskontrollbehörden 
(ORKB) der EU obliegt die Prüfzuständigkeit der Europäischen Zentral­
bank (EZB), lind damit die Prüfzuständigkeit im Einheitlichen Aufsichts­
mechanismus, allein dem Europäischen Rechnungshof. Die Satzung der 
EZB spricht VOn einer Prüfung der .. Efftzienz der Verwaltung" (An. 27). 

Die tatsächliche Prüfzuständigkeit des Europäischen Rechnungshofes 
im Einheitlichen Aufsichtsmechanismus ist nicht abschließend geklärt. 
Einige nationale ORKB sehen durch den Einheitlichen Aufsichtsmecha­
nismus eine Einschränkung ihrer nationalen Prüfmandate und beftirch­
ten das Entstehen einer Prüfungslücke über die Aufsicht signifIkanter 
Banken. Der Kontaktausschuss bereitet im Jahr 2015 unter dem Vor" 
sitz der ORKB Niederlande und Deutschland eine koordinierte Prüfung 
zu diesem Thema vor, an der auch der österreich ische RH teilnimmt. 

41 (1) AJs oberste Priorität der Europäischen Kommission gilt die Beschäf­
tigung und das Wachstum. Am 26. November 2014 beschloss die Euro­
päische Kommission daher eine Investitionsoffensive, um die Investi­
lionstätigkeit in der EU anzuregen. Die Investitionsoffensive soll, so 

40 Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

I S. Juli 2014 zur Fesllegung einheitlicher VOl'5Chriften und eines einheillichen Ver~ 

fahrens rur die Abwicklung von Kredilinsliluten und beslimmten WenpapierflfTTJcr'I im 
Rahm~n eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheillichen Abwick­
lungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010. ABI. Nr. l 225 
vom JO. Juli 2014 

41 Bundesgcscl'z über die Sanierung und Abwicklung von Banken (BaSAGI. 8GBL I 
Nr. 98/201 ~ 

42 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates VOm 16. April 2014 
über Einlagensic:herungssys(cme. ABI. Nr.ll13 vom 12. Juni 20\4 
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die Europäische Kommission, den Weg fiir eine winschaftliche Erho­
lung in Europa ebnen. 

(2) Die Investitionsoffensive stützt sich auf drei Komponenten: 

I. Mobilisierung von zusätzlichen InvestitionsmilleIn in Höhe von 
mindestens 315 Mrd. EUR in den nächsten drei Jahren fiir zusätz­
liche öffentliche und private Investitionen, 

2. gezielte Initiativen, die sicherstellen sollen, dass diese zusätzlichen 
Investitionen auf die Bedürfnisse der Realwinschart abgestimmt 
sind und 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Vorhersehbarkeit der regulato­
rischen Rahmenbedingungen und zum Abbau von Investitions­
hemmnissen. 

(3) Zur Erreichung die es Ziels soll ein neuer Europäischer Fonds flir 
strategische Investitionen (EFSI) innerhalb der Europäischen Investi­
tionsbank (E IB) eingerichtet werden. Die EU stellt eine Garantie im 
Umfang von 16 Mrd. EUR, die EIB einen Betrag von 5 Mrd. EUR zur 
Verfügung. 

Aufgabe des EFSI ist die Mobilisierung zusätzlicher privater Finanzmit­
teI und nationaler Fördermillel von Mitgliedstaaten, um auf der Grund­
lage seiner anninglichen Risikotragfahigkeit einen Multiplikatoreffekt 
von I: 15 zu erreichen und von anfanglich 21 Mrd. EUR im Zeitraum 
2015 bis 2017 zusätzliche Finanzmillel von mindestens 315 Mrd. EUR 
zu generieren. Davon sollen rd. 240 Mrd. EUR für strategische Inves­
titionen und 75 Mrd. EUR für KMU und Mid-Cap-Unternehmen4J ein­
gesetzt werden. 

41 Unternehmen mit mitllercm Bö~nw('rl 
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Abbildung 20: Der Europäi ehe Fonds für strategische Investitionen (EFSI) 

• 15 

Europäische 
Investitionsbank 

5 /lrd . EUR 

etwaige weitere 
öffentliche und 
private Beitrige 

I 

Finanzmitttl tür langfristige Investitionen 
rd. 240 /lrd . EUR 

Finanzmittet für KMU und Mid-C.p-Unttrnehmen 
rd. 75 /lrd. EUR 

zusätzliche C;esamtmittel im Zeitraum 2015 bis 2017 rd. 315 Mrd. EUR 

1 50 '-- Garantie .. 8 Mrd. EUR aus der Infrastruklurfazitität (onnecting Europe (3,3). Horizont 2020 (2,7) und Haushalumarke (2) 
2 abzüglich der als Garantie verwendeten anfänglichen EU-Beiträge: 307 Mrd. EUR 

QueUe: Europäische Kommission (OM(2014) 903 final 

102 

Der Einsatz neuer EU-Fördcrinstrumente, wie Darlehen, Beteiligungs­
kapital und Garantien, anstelle herkömmlicher Zuschüsse soll die Wir­

kung noch verstärken. Der Fonds soll seine Arbeit Mitte 2015 aufneh­
men. 

(4) Die Mittel sollen der Realwinschaft zugute kommen und in Pro­
jekte mit Mehrwen fließen, wie z.B. 

strategische Infrastrukturen (Investitionen in Projekte in den 

Bereichen Digital- und Energiewinschaft im Sinne der einschlä­
gigen EU-Politik); 

- Verkehrsinfrastrukturen in Industriezentren, Bildung und Berufs­
bildung; 

- Investitionen zur Verbesserung der Beschäftigungsperspektiven, ins­
besondere Maßnahmen für KMU und zur Förderung der Jugendbe­

schäftigung; 

Bund 2015/14 
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- ökologisch nachhaltige Projekte; 

- Innovation, Forschung und Entwicklung. 

Für die Au wahl der Projekte sollen drei Schlüssel kriterien beachtet 

werden: 

- EU-Mehrwen (Förderung von EU - Zielen) ; 

- Wimchaftlichkeit und ökonomischer Wen - Vorrang genießen Pro­

jekte mit hoher sozioökonomischer Rendite; 

- Möglichkeit des Projektstans innerhalb der nächsten drei Jahre. 

(5) Oie Umsetzung der InvestitionsofTensive bedarf laut Europäischer 
Kommission eines klaren, vorhersehbaren und stabilen Regulierungs­

rahmens auf europäischer wie auf nationaler Ebene. Das betrifft Maß­
nahmen im Finanzsektor, z.B. die SchafTung einer Kapitalmarktunion , 
um KMU besser mit Kapital zu versorgen, aber auch Maßnahmen im 
Bereich der Bürokratie in den Mitgliedstaaten, wie einfache, klare, bere­

chenbare und zweckdienliche Regulierung auf allen Ebenen. 

(6) Projektliste 

Zur Identifizierung realisierbarer Investitionen war laut ECOFI von der 

Europäischen Kommission und der EIB unter Mitwirkung der Mitglied­
staaten eine Task Force einzusetzen. Oie Aufgabe der Task Force war, 

- einen Überblick über die Trends und den Bedarf von Investitionen 
zu geben, 

- Hindernisse und Engpässe zu ermitteln und Lösungen zu deren 
Überwindung vorzuschlagen, 

strategische Investitionen mit EU - Mehrwert zu ermitteln, die in 
kurzer Zeit realisien werden können, sowie 

- Empfehlungen für die Entwicklung einer glaubwürdigen und trans­
parenten mittel- und langfristigen Projektliste zu erarbeiten. 

Im Dezember 2014 veröfTentlichte die Task Force ihren Bericht. Oie darin 
enthaltene Projektliste enthielt rd. 2.000 Projekte mit einem Poten­

zial von 1.300 Mrd. EUR; davon soll ein Wen von rd. 500 Mrd. EUR 
in den nächsten drei Jahren realisiert werden können. 
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Österreich hane 19 Projekte mit einem Investitionsvolumen von rd. 

28 Mrd. EUR eingereicht; davon könnten rd. 11 Mrd. EUR in den näch­
sten drei Jahren realisiert werden. Die Projekte betrafen hauptsächlich 

die Bereiche Innovation, Forschung und Entwicklung sowie Investi­
tionen in die Inrrastruktur des Transportwesen (Bahn und Straßen­

verkehrl. 

Die Task Force betonte wiederholt in ihrem Bericht. dass sie die vorge­

legten Projekte in den meisten Fällen keiner offiziellen Freigabe oder 
Sorgniltigkeit prüfung unterzogen habe, dass die Liste daher als illus­
trativ und unvollständig zu behandeln sei und weder die Mitgliedstaa­

ten noch die EZB oder EIß binde. 

(7) Im Zusammenhang mit der externen Kontrolle des EFSI sind aktu­
ell einige Fragen offen. Grundsätzlich obliegt diese dem Europäischen 

Rechnungshof"<' wichtige Elemente der Rechenschaftspflichl (z.B. 
die Gewährleistung eines angemessenen Maßes an Transparenz und 

Rechenschaftspnicht im Rahmen öffentlich- privater Partnerschaften, 
das Fehlen einer direkten Zuständigkeit des Europäischen Parlaments 
für die EIß owie generell der Umfang der Prüfmöglichkeit des Euro­

päischen Rechnungshofes bei der EIßl sind jedoch noch ungeklärt. 

Der Europäische Rechnungshofbeabsichtigt. seine Prüfungen in einer 
ersten Phase auf Recht- und Ordnungsmäßigkeitsfragen zu beschrän­
ken, Winschaftlichkeitsprüfungen sind erst in einer zweiten Phase 
(nach Angaben des Europäischen Rechnungshofes etwa in drei Jahren) 

vorgesehen. Damit bliebe die erste Phase des EFSI einer Winschaft­

Iichkeitsprüfung entzogen. 

Vor diesem Hintergrund hielt der Kontaktausschuss bei seinem Tref­
fen im Juni 2015 in Riga zum EFSI fest, dass 

• die Auswirkungen einiger wichtiger Elemente der Steuerung und 
Rechenschaftspnicht geklärt werden müssen; 

• ein Teil des fmanziellen Risikos durch das EU-Budget getragen wird; 

• die nationale Finanzierung von Projekten weitere Verpflichtungen 
rur öffentliche Finanzen bedeuten, inklusive das Risiko einer 
höheren nationalen Verschuldung und 

44 vg!. An. 20 Entwurf einer Verordnung des Europllischen Rates und des Rates Ober den 
Europäischen Fonds rur strategische Invcstitionen und Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 und (EUI Nr. 1316/2013. Finaler Kompromiss. S. Juni 20lS 
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• Unsicherheit darüber herrscht, wie die Nachhaltigkeit der Projekte 
gewährleistel werden soll. 

Der Kontaktausschuss erachtet es daher als nützlich, die Auswirkung 
der Steuerung und Rechenscharlspflicht und deren mögliche Konse­
quenzen mr die externe öffentliche Kontrolle zu untersuchen. 

(8) Kapitalmarklunion 

Am 18. Februar 2015 veröffentlichte die Europäische Kommission ein 
Grünbuch zur Kapilalmarktunion. Damit soll eine EU-weite Diskussion 
über mögliche Maßnahmen angeregt werden. Die Europäische Kom­
mission ersuchte das Europäische Parlament, den Rat, andere EU-Insti­
tutionen und nalionale Parlamente sowie den Finanzsektor, Unterneh­
men und alle interessiel1en Kreise, Stellungnahmen bis zum 13. Mai 
2015 zu übermitteln. 

Nach der ölTentlichen Konsultation wird die Europäische Kommis­
sion in der zweiten Jahreshälfte 2015 einen Aktionsplan vorlegen, der 
einen Fahrplan mit zeitlichen Vorgaben enthalten wird, um bis 2019 
die Grundsteine flir die Kapitalmarktunion zu legen. Ausgehend von 
den Konsultationsergebnissen wird die Europäische Kommission ent­
sprechende Maßnahmen zur Beseitigungjener Hemmnisse erarbeilen, 
die grenzüberschreitenden Investitionen in der EU und dem Zugang 
von Unternehmen zu Finanzmitteln im Wege stehen. 

42 Unter italieni cher Ratspräsidentschaft wurde im Jahr 2014 die Arbeits­
gruppe .Friends of the Presidency Group' eingerichtet, welche die bis­
herige Arbeitsweise der EU näher untersuchen sollte. Das Hauptanlie­
gen der Gruppe .ist eine transparentere Gestaltung der 
Entscheidungsprozesse, die aber, wie von der Gruppe betont wird, die 
nötige Vertraulich keil politischer Debatten nicht beeinträchtigen darr·4s. 
Davon umfasst sind die Verbesserung von Abläufen im Rechlsetzungs­
prozess, wobei Programmplanung, Subsidiarilätsprüfung und Transpa­
renz im Vordergrund stehen_ Weiters soll die Mitwirkung nationaler 
Parlameme an der EU-Rechtsetzung gestärkt werden. Im Dezember 
2014 präsentierte die Arbeitsgruppe einen Bericht, auf Basis dessen der 
österreichische Bundesrat sowohl einen Entschließungsantrag als auch 
eine Mitteilung an die Europäische Kommission annahm. Darin drängle 
er zur Verbesserung der Mitwirkungsrechte nationaler Parlamente und 
mehr Transparenz. Insbe andere forderte der Bundesrat 

4~ siehe dazu Parlamemskorrespondenz Nr. 82 vom 4. Februar 2015 
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- die restriktivere Verwendung delegierter Rechtsakte und verstärkte 
Transparenz (Veröffentlichung der Entwürfe) sowie eine engere Ein­

bindung nationaler Experten; 

- die Weiterentwicklung der Mitgestaltungsmöglichkeiten nationa­

ler Parlamente durch die Abgabe von Stellungnahmen im gesam­
ten Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens; 

- die Einbindung nationaler Parlamente im Bereich der Koordination 
der Budget - und Wirtschaftspolitik im Rahmen des Europäischen 
Semesters und 

- mehr Transparenz gegenüber Parlamenten und Bürgern. 

Der Bundesrat schlug darüber hinaus vor, ein Interpellationsrecht für 
nationale Parlamente auf EU- Ebene zu schafTen. 

43 Der RH hatte in der Verga ngenheit zu delegierten Rechtsakten der 
Europäischen Kommission mehrfach Kritik geäußert und weist aus die­
sem Anlass erneut darauf hin, dass nicht feststeht, ob bzw. inwieweit 
aus solchen Rechtsakten auch Aufgaben und Verantwortungen rur die 

nationalen ORKB erwachsen können. Nach Ansicht des RH bergen in 
delegierten Rechtsakten vorgenommene Spezifizierungen rur die 
externe öffentliche Finanzkontrolle das potenzielle Risiko, wesentliche 
Elemente der nationalen parlamentarischen Kontrolle auszuhöhlen. 
Dies wäre etwa dann der Fall , wenn ORKB der Mitgliedstaaten im 

unmittelbaren Auftrag von EU - Organen tätig und diesen direkt 

berichtspnichtig würden. 

Der RH erachtet es - aus Gründen der öfTentlichen Transparenz und 

Klarheit der Aufgaben - und Verantwortungszuordnung (z.B. solche auf 
Mitgliedstaatenebene und solche auf EU- Ebene) sowie der Ressour­

cenallokation im Bereich der ORKB der Mitgliedstaaten als unabhän­
gige Einrichtungen der externen öfTentlichen Finanzkontrolle - für 
wesentlich, dass EU- rechtlich überbundene Kernaufgaben der exter­

nen öffentlichen Finanzkontrolle auf primärrechtlicher Ebene grund­

gelegt werden. 

Die Entschließung des Bundesrates zu mehr Transparenz der Entschei­

dungsprozesse erachtete der RH daher als positiv. 

Bund 2015/14 
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Prüfungen im Bereich der EU-Mittel 

Allgemein 

Prüfungen des 
Europäischen 
Rechnungshofes 
in Österreich 

Bund 2015/14 

44 Der Europäische Rechnung hof nimmt gemäß Art. 285 AEUV die 
Finanzkontrolle der EU wahr. Er überprüft gemäß Art. 287 AEUV die 
Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben der EU sowie jeder von 
der EU geschaffenen Einrichtung oder sonstigen Stelle, soweit der 
Gründungsakt dics nicht ausschließt. Er überprüft deren Rechtmäßig­
keit und Ordnungsmäßigkeit und überzeugt sich von der Wirtschaft­
lichkeit der Haushaltsführung. Die Prüfungen werden gemäß Art. 287 

Abs. 3 AEUV erforderlichenfalls in den Mitgliedstaaten in Verbindung 
mit den nationalen Obersten Rechnungskontrollbehörden [ORKBI [im 
Wortlaut: den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganenl durch­
geftihrt. 

Zusammenwirken vOn Europäischem Rechnungshof und RH 

45 Die technisch- organisatorischen Modalitäten des Zusammenwirkens 
des Europäischen Rechnungshofes mit den ORKß der Mitgliedstaaten 
ist in Beschlüssen des Kontaktausschusses der Präsidenten des Euro­
päischen Rechnungshofes und der ORKB der Mitgliedstaaten geregelt. 
Auf dieser Grundlage kündigt der Europäische Rechnungshof den ORKB 
der Mitgliedstaaten seine Prüfungen in dem betroffenen Mitgliedstaat 
in Form von Vier- Monats- Vorschauen an und konkretisiert sie in der 
Folge. 

Seit dem Beitritt Österreichs zur EU [1995) arbeitet der RH mit dem 
Europäischen Rechnungshof auf der Grundlage des Art. 287 Abs. 3 

AEUV unter Wahrung einer Unabhängigkeit in partnerschaftlicher 
und vertrauensvoller Weise zusammen. Der RH macht regelmäßig von 
seinem ihm im AEUV eingeräumten Recht Gebrauch, an Prüfungen 
des Europäischen Rechnungshofes in Österreich teilzunehmen. Dabei 
verfolgt er als Ziel, 

- Informationen aus erster Hand über die Prüftätigkeit des Europä­
ischen Rechnungshofes in Österreich zu erlangen, um in der Folge 
den allgemeinen Vertretungskörpern in Bund, ländern und Gemein­
den über die inhaltlichen Feststellungen des Europäischen Rech­
nungshofes, über Stärken und Schwachstellen der Gebarung mit 
EU- Mitteln in Österreich sowie über sonstige Wahrnehmungen zu 
berichten, 

- Ansatzpunkte für die Fokussierung der initiativen Prüfungslätig­
keit des RH mit Bezug auf die Gebarung mit EU-Mitteln zu gewin­
nen; so veranlassten Erkenntni se im Zuge der Teilnahme des RH 

107 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 11 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Prüfungen im Bereich der EU-Mittel 

108 

an Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes ihn zu vertiefen­
den eigenständigen Prüfungen. insbesondere im Bereich der Agrar­
fonds: .LEADER 2007 bis 20\3" (Reihe Bund 2012/7) ... Agrarum­

wcltprogramm ÖPUL 200r (Reihe Bund 2013/5) und .Finanzielle 
Berichtigungen im Agrarbereich· (Reihe Bund 2014/12): 

- Kenntni se über die Arbeitsweise des Europäischen Rechnungshofes 
zu erlangen bzw. zu vertiefen sowie 

- zwischen dem Prüf team des Europäischen Rechnungshofes und den 

österreichischen Stellen - im Sinne der KlarsteIlung von Sachver· 
halten - vermittelnd zu wirken. 

Art der Teilnahme 

46 Der RH nimmt - in Abhängigkeit von der Gebarungs- und Risikore­
levanz des Prüfungsthemas und nach Maßgabe seiner Prioritäten im 

Einzelfall - an Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes in Öster­
reich grundSätzlich auf zwei Arten teil: 

.. Teilnahme unter paralleler Abwicklung einer Gebarungsüberprü­
fung durch den RH, die inhaltlich und zeitlich auf das jeweilige 
Prüfungsvorhaben des Europäischen Rechnungshofes abgestimmt 

ist. und 

.. Teilnahme im Sinne einer beobachtenden Begleitung. 

Die Teilnahme des RH an den Prüfungen des Europäischen Rechnungs­

hofes stellt sicher. dass der RH grundsätzlich in den Kommunikations· 
prozess des Europäischen Rechnungshofes mit den überprüften Stei­
len in Österreich eingebunden ist (vorläufIge Prüfungsfeststellungen 

des Europäischen Rechnungshofes, Stellungnahmen der österreichi­
schen überprüften Stellen) und die Ziele des RH, die er mit der Teil­
nahme verfolgt, erreicht werden können. Damit leistet der RH einen 

bedeutenden Beitrag zur laufenden Qualitätssicherung des EU- Finanz­
managements in Österreich. Er unterstützt so auch die Tätigkeit und 
Wirkungsweise des Europäischen Rechnungshofes. 

Bund 2015/14 
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Prüfungen mit Teilnahme des RH 

47 ( I) Der RH begleitete den Europäischen Rechnungshof unter Wahru ng 
seiner Unabhängigkeit im Zeitraum von Jä nne r 2013 bis Feb ru ar 201 5 
bei fo lgenden Prüfungen: 

Tabelle 19: Teilnahme des RH an Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes 
(Zeitraum: Jänner 2013 bis Februar 2015) 

Prüfung.gegen.land 

EFRE Programm Ziel 2 Steiermark in der 
Periode 2000-2006 

ElER, Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums; Maßnahmen Nr. 214, 
211 und 1Z3 

TE N-T 

Sozialversicherungsverband .New Services 
for EESSI" 

Prüfungs themen ZVE 

Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit von Vorgängen bei ZOIZ' 
.usgewählten Einzetprojekten 

Prüfung von fünf ausgewählten Zahlungen auf 2013 
die Einhaltung der rechtlichen. administrativen, 
finanziellen und der die tatsächliche Umsetzung 
betreffenden Bedingungen 

Prüfung des Projekts .. Sauarbeite" für eine neue 2013 
Hochgeschwindigkeitsverbindung zwischen Kundl/ 
Radfeld und Baumkirchen" 

Zufallsstichprobe: Prüfung einer Abschlusszahlung 2013 

WP 

EUR, Wissenstransfer und Beratung 
(Maßnahmen Nr. 311 und Nr. 131) 

Prüfung von Management- und KontroUsystemen X 

ESF Beschäftigung Österreich 

zur wirksamen Umsetzung von Wissens transfer- und 
Beratungsmaßnahmen 

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit 2014 
von sieben Objekten im Zusammenhang mit der Zahlung 
der Europäischen Kommission 

ZVE - Zuverlässigkeitserklärung; WP - WirUchaftlichkeiUprüfung 

Prüfung erfolgte im Jahr 2013 

Quellen: Prufungsankundigungen des Europäischen Rechnungshofes 

Bund 2015/14 

(2) Prüfungen ohne Vor- Ort- Teil nahme des RH 

Der Europäische Rechnungshof führte in Österreich im Zeitraum Jän­
ner 2013 bis Februar 201 5 folgende Prüfungen durch, in di e der RH 
eingebunden war, bei denen der RH j edoch den Europäischen Rech­
nungshof ni cht vor Ort begleitete: 
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Tabelle 20: Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes ohne Teilnahme des RH 
(Zeitraum: Jänner 2013 bis Februar 2015) 

Prüfungsgegenst.nd Prüfungs themen ZVE 

Jugend in Aktion Prüfung von zwei Projekten im Bereich Bildung 2012' 
Audiovisuetles und Kultur 

EFRE Förderung der Biodiversität und des Fragebogenerhebung über die Gründe der Nutzung bzw. 
Naturschutzes Nichtnutzung von EFRE-Mitteln 

7. Forschungsrahmenprogramm Prüfung des Projekts TOLERAGE 2013 

7. Forschungsrahmenprogramm Prüfung des Projekts ULICE 2013 

Marktordnung Bienenzucht Fragebogenerhebung über EU-Konlepte zur Bienenzucht 
und Sienengesundheit 

ELER, Maßnahme Nr. 226, Wiederaufbau Evaluierung der im Rahmen der Maßnahme erzielten 
des forstwirtschaftlichen Potenzials Resultate 

ERASMUS Aktenprüfung eines Projekts der Akademie der 2013 
Bildenden Künste 

ELER, Entwicklung des ländlichen Raums Fragebogenerhebung über die von den Mitgliedstaaten 
zur Sicherstellung der Angemessenheit der Kosten 
angewendeten Praktiken 

ELER, Technische Hilfe Mittelverwendung fOr Technische Hilfe im Bereich 
.Landwirtschaft und EntwickLung des LändLichen Raums' 

ELER, EntwickLung des LändLichen Prüfung von fünf ausgewählten Vorgängen auf die 2014 
Raums, Maßnahmen Nr. 211, 214, 215, Einhaltung der rechtlichen, administrativen, finanziellen 
Ausgleichszahlungen, Agrarmaßnahmen, und der die tatsächliche Umsetzung betreffenden 
Tierschutzmaßnahmen Bedingungen 

6. Rahmenprogramm Prüfung des Projekts Global Renew.ble Energy ,nd 2014 
EnvironmentaL Neighbourhoods .. SoLar Cities 

SESAR JU Prüfung der E.- post-Kontrolle 2014 

7. Forschungsrahmenprogramm Prüfung der Berichte über die Prüfungen des 2014 
Geschäftsjahres 2013 der Gemeinsamen Unternehmen 
ARTEMIS und ENIAC 

ELER, Fin,nztechnische Maßnahmen Fragebogenerhebung über die Einrichtung finanz-
technischer Maßnahmen 

ELER, Entwicklung des ländlichen Prüfung von flinf ausgewählten Zahlungen 2014 
Raums, Maßnahmen Nr. 211, 214, 
Ausgleichszahlungen, Agrarmaßnahmen 

TEM Prüfung ,usgewählter Zollämter 2014 

Agentur der Europäischen Union für Finanzprüfung 
Grundrechte 

7. Forschungsrahmenprogramm Prlifung des Projekts 5MARTLAM 2014 

Statistik Agrarpolitik Fragebogenerhebung Ober das Landwirtschaftliche 
Einkommen und die leistungsindikatoren 
La ndwirtschaftl icher Betriebe 

ZVE .. Zuverlässigkeitserklärung; WP - Wirtschaftlichkeibprüfung 

Prüfung erfolg te 1m Jahr 2013 

Ouellen: Prüfungsankündigungen des Europäischen Rechnungshofes 

R -
H 

WP 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Die in Österreich durchge führt en Prüfungen des Europäischen Rechnungs­
hofes fmden Eingang in die Prüfungsfeststellungen des Europäischen 
Rechnungshofes im Rahmen seines Jahresberichts samt Zuverlässigkeits­
erk.lärung (ZVE) oder in Sonderberichte (Wirt chafUichkeitsprüfungen). 
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Koordi nierte 
Prüfungen mit 
EU-Bezug 

Eigenständige 
Prüfungen des RH 
mit EU-Bezug 

Bund 2015/14 

48 Aufgrund seiner Prüf tätigkeit in Österreich erwähnte der Europäische 
Rechnungshof in seinem Jahresbericht für das Haushaltsjahr 201346 

Österreich vor allem im Zusammenhang mit 

- systematischen Schwachstellen im Zusammenhang mit Dauergrün­
land in Österreich und weiteren Mitgliedstaaten (Kasten 3.1, Fuß­
note 20) und 

- der Nichteinhaltung von Beihilfevorausserzungen bei InvesliLions­
projekten oder bei den entsprechenden Ausgaben (Kasten 4.2). (Zum 
Jahresbericht des Europäischen Rechnungshofes für das Haushalts­
jahr 2013 insgesamt siehe TZ 52). 

Der RH weist erneut daraufhin, dass WirtschaftlichkeilSprüfungen und 
Systemprüfungen notwendig sind, um einen Beitrag zur Verbesserung 
der Systeme und zur Erhöhung der Wirksamkeit der nationalen Ver­
wendung der EU- Mittel zu leisten. 

49 Der RH nahm im Rahmen der Kontaktau schuss- Arbeitsgruppe Struk­
turfonds V an der koordinierten Prüfung. Vereinfachung der Rechts­
vorschriften für Strukturfonds· teil (.EU- Förderungen (EFRE) aus Sicht 
der Förderungsempfanger mit dem Schwerpunkt Vereinfachung von 
Vorschriften", Reihe Bund 2013/11). Weiters führte der RH gemeinsam 
mir den ORKB Deutschland und Ungarn eine koordinierte Prüfung zum 
Thema _Euroflsc· durch (RH Reihe Bund 2015/14). 

50 Überdies führt der RH verstärkt eigenständige Prüfungen mit EU-Bezug 
durch (siehe dazu auch EU- Finanzbericht 2012, Reihe Bund 2015/1) 
und veröffentlichte dazu seit 2013 folgende Berichte: 

- Agrarumweltprogramm ÖPUl2007 (Reihe Bund 2013/5); 

- Austrian Institute ofTechnology GmbH betreffend Forschungspro­
jekt UniversAAl (Reihe Bund 2013/10); 

- EU - Förderungen aus Sicht der Förderungsempfanger mit dem 
Schwerpunkt Vereinrachung von Vorschriften (Reihe Bund 2013/11); 

- Nationale Maßnahmen zum 7. EU- Rahmenprogramm für For­
schung, technologische Entwicklung und Demonstration (Reihe 
Bund 2014/10): 

"" Jahresberichi des Europäischen Rechnungshofes zum Uaushahsjahr 2m], ABI. Nr. C 398 
vom 12. November 2014 
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- Finanzielle Berichtigungen im Agrarbereich (Reihe Bund 2014/12): 

- Europäische Territoriale Zusammenarbeit (Reihe Bund 2014/15); 

- LEADER 2007 - 2013 im Land Kärnten: Follow- up-Überprüfung 
(Reihe Kärnten 2015/3); 

- ESF- Prüfbehörde (Veröffentlichung noch im Jahr 2015); 

- Einzelentscheidungen bei EFRE- Förderungen (Veröffentlichung im 
Jahr 2016) . 

51 (I) In seinen eigenständigen EU- Prüfungen traf der RH im Wesent­
lichen folgende Feststellungen (thematisch gegliedert nach Rubriken 
bzw. nach der Gliederung de Jahresbericht des Europäischen Rech­
nungshofes, siehe TZ 52): 

(2) Im Bereich Nachhaltiges Wachstum (Regionalpolitik, Energie und 
Verkehr): 

• RH - Bericht _EU- Förderungen aus Sicht der Förderungsempfan­
ger mit dem Schwerpunkt Vereinfachung von Vorschriften- (Reihe 
Bund 2013/11) 

Au Sicht von Förderungsempfangern und Verwahungsstellen gal ­
ten Projekte des EFRE im AJlgemeinen al deutlich aufwändiger als 
vergleichbare national geförderte Projekte, vor allem in Bezug auf 
Nachweis- und Belegpnichten sowie Umfang und Häufigkeit von 
Prüfungen. Die (fornlalen) EU- Anforderungen an die nationalen 
Verwahungs- und Kontrollsysteme der EFRE- Regionalprogramme 
2007 bis 2013 erhöhten die Komplexität und den Aufwand. 

Der RH haue daher insbesondere empfohlen, 

- die nationalen Fördenahigkeitsregeln in Richtung einer kohä­
renten nationalen EFRE-Abwicklungsrichtlinie auszugestalten: 

- auf eine Harmonisierung von teilweise unterschiedlichen Vor­
gaben und Standards der Förderstellen des Bundes und der Län­
der hinzuwirken; 
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- bei Projektbewilligungen auf Basis von Einzelentscheidungen 
in besonderem Maße auf die Anwendung vergleichbarer, übli ­

cherwcise in Förderrichtlinien festgelegter Verfahrensstandards 
zu achten; 

- das Augenmerk verstärkt auch auf angemessene verwallungs­
interne Kontrollen von rein national finanzierten Förderungen 

zu lenken. 

• RH -Bericht "Europäische Territoriale Zusammenarbeit" (Reihe Bund 

2014/15) 

Die Umsetzung des EU- und national koflnanzierten Programms 

"Europäische Territoriale Zusammenarbeit Österreich - Tsche­
chische Republik 2007-201 J" (ETZ-Programm AT -CZ) war sehr 

komplex: Bei jedem Projekt mussten sich mehrere Projektparlner, 
Programmbehörden und nationale Verwaltungsstellen grenzüber­

schreitend abstimmen; mehrere Projektphasen gingen mit aufwän­
digen Berichts- und Kontrollpflichten einher. Für den Aufwand der 
Programmumsetzung widmete Österreich bis Ende 2013 mehr als 

doppelt so viele Mittel wie von der EU vorgegeben. Dennoch ver­
fügten die Programmbehörden für ihre umfangreichen Aufgaben 
und Verantwortungen nur über verhällnismäßig geringe Ressour­

cen und ungünstige Rahmenbedingungen. 

Die Prüf- und KontrollsteIlen konnten die von der EU vorgegebenen 

Fristen häuftg nicht einhalten. 

Die Projektauswahl und Projektgenehmigung trafder mit tschechi­

schen und österreichischen Vertretern besetzte gemeinsame Begleit­
all5schuss einstimmig. Trotz dieser supranationalen Entscheidungs­

fmdung haftete gemäß EU-Vorgabejeder Mitgliedstaat anteilig für 
die EFRE-Mittel. Die landesinterne Projektbegutachtung, Haflungs ­

übernahme und Willensbildung, die v.a. in den ländern Nieder­
österreich und Wien weitgehend rormlos errolgten und mangels 
Dokumentation nicht nachvollziehbar waren, stellten dabei ein Risi­
kopotenzial dar. 

Der RH ha ne daher insbesondere empfohlen. 

- eine ETZ-Verfahrensrichtlinie zu erarbeiten 

o zur Harmonisierung sowie insbesondere Vereinfachung der 
nationalen Verfahren und Standards, 
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o zur Regelung der Haftung des Mitgliedstaates bzw. der Bun­
desländer und 

o zur Regelung der Zuständigkeit und Verantwortung der Lan­

desverwaltungen sowie von Mindeststandards der landes­
internen Verfahren der ffi-Umsetzung, der landesinternen 
Rolle und Verantwortung; 

- den Antragstellern ausreichend detaillierte Antragsunterlagen 
abzuverlangen und die ffi-Projektanträge angemessen zu 
begutachten; 

- Interessenkonflikte und personelle Unvereinbarkeiten auszu­
schließen und den Grundsatz der Funktionstrennung bei der 
Vergabe von Förderungen strikt zu beachten; 

- die Funktionsfahigkeit der Verwalrungsbehörde durch eine Neu­
ausrichtung der vorhandenen personellen und fll1anziellen Res­
sourcen sicherzustellen. 

(3) Im Bereich Bewahrung und Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen 
(Entwicklung de ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesund­
heit): 

• RH-Bericht _Agrarumweltprogramm ÖPUL 200r (Reihe Bund 
20t 3/5) 

Im österreich ischen Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 (Teil des 
Österreichischen Programms für die Entwicklung des Ländlichen 
Raums 2007 bis 2013) zum Schutz von Boden, Wasser, Klima, Bio­
diversität und Kulturlandschaft waren die Umweltziele generell so 

allgemein formuliert, dass sie sich einer Überprüfung weitgehend 
entzogen. Auch mangelte es an Daten zur Ausgangslage und Ver­

änderung der Agrarumwelt, um den Umweltnutzen von ÖPUL 2007 
zu bewerten. Das System der Evaluierung wies Schwächen auf. 

Der RH halle daher insbesondere empfohlen, 

- schon im Strategieprozess zur Programmperiode ab 2014 geeig­

nete und ausreichend speziftsche Indikatoren sowie zusätzliche 
relevante Wirkungsindik.atoren für ÖPUL und seine Untermaß­
nahmen festzulegen; 

- die Ziele von ÖPUL konkret zu formulieren, sodass der Grad der 
Zielerreichung überprüft werden kann; 
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- ein verstärktes Augenmerk auf ein Monitoring von Daten über 
Zustand und Veränderungen der Agrarumweltund die Verwal­
tung und NUlzung solcher Daten zu Informations- und For­
schungszwecken zu legen. 

• RH - Berichl .. Finanzielle Berichtigungen im Agrarbereieh·· (Reihe 
Bund 2014/1 2) 

Für die österreichweite Auszahlung von flächenbczogenen Agrar­
fOrderungen war eine korrekte Feststellung der beihilfefahigen land­
wirtschaftlichen Fläche maßgeblich. BMLFUW und AMA erhielten 
seit dem Jahr 2001 wiederholt Hinweise auf systematische Probleme 
bei der Flächenfeststellung, ergriffen im Allgemeinen jedoch nur 
ei Ilzel fallbezogene Korrekrurmaßnah men. 

Das rechtlich- institutionelle Zusammenspiel der drei Hauptakteure 
BMLFUW, AMA und Landwirtschaftskammern war geprägt vOn 
UnkJarheiten bei der Rollen- und Aufgabenverteilung und institu­
tionellen Interessenkonflikten. Dies trug zu einer unzureichenden 
Wahrnehmung der jeweiligen Verantwortung im eigenen Wirkungs­
bereich bei. Erst nachdem die Europäische Kommission infolge 
ihrer Prüfung im Jahr 2008 Österreich eine linanzielle Berichti­
gung (Anlasrung) von rd. 64,19 Mio. EUR in Aussicht gestellt hane, 
verständigten sich BMLFUW, AMA und Landwirtschaftskammern 
auf grundlegende organisatorische, prozedurale, rechtliche wie auch 
technische Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung des Sys­
tems der Fläehenfeststellung. Nach rückwirkenden Flächenabglei­
chen und der Wiedereinziehung von zu Unrecht ausbezahlten För­
derungen bei den Endbegünstigten (rd. 10,80 Mio. EUR) reduzierte 
die Europäische Kommission die angedrohte linanzielle Berichti­
gung auf rd. 3,63 Mio. EUR. 

Die vom Europäischen Rechnungshof im Jahr 2011 festgestellten 
überhöhten Angaben von Almfutterflächen veranlassten die Euro­
päische Kommission Ende 2012 erneut, von Österreich spezifische 
Abhilfemaßnahmen zu fordern. Im Lichte bereits früher festgestell­
ter almbezogener Mängel stand damit für Österreich vorübergehend 
eine neuerliche fillanzielle Berichtigung im Raum. 

Der RH hatte daher insbesondere empfohlen, 

- dem Anlasrungsrisiko durch Analyse und gegebenenfalls geeig­
nete systcmbezogcne Abhilfemaßnahmen verstärkt proaktiv zu 
begegnen; 
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- die aus der Rückabwicklung gewonnenen Erkenntnisse im 
Rahmen der Risikobewenung und des Risikomanagements zu 
berücksichtigen; 

- unverzüglich die SystemmängeJ bei der Feststellung der Alm­
fUllerflächen zu beheben; 

- die rechtlich-institutionelle Dreiecks- Konstruktion zu adaptie­

ren und Grundsatzentscheidungen über neue Weichenstellungen 

hinsichtlich der bestehenden Dreiecks- Kon truktion zcitnah hcr­
beizuführen . 

• RH - Bericht .LEADER 2007-2013 im Land Kärntcn; Follow- up­
Überprüfung· (Reihe Kärnten 2015/3) 

Das Land Kärnten kam den Empfehlungen zur Überprüfung von 
LEADER 2007-2013 nur zum Teil nach. Die vom RH zu mehreren 

Förderungsf<iJIen empfohlene, neuerliche Überprüfung bereits aus­
bezahlter Förderungen auf deren Förderungsfahigkeit und Richt­

linienkonformität setzte das Land Kärnten ebenso wenig um wie 
die Rückforderung zu Unrecht gewähner Förderungen. Außerdem 
drohte die Verjährung von Sozialversicherungsbeiträgen und lohn­
abhängigen Abgaben. 

Mit der AuOösung der mehrheitlich im Eigentum des Landes Kärnten 
stehenden Regionalmanagement Kärnten Dienstleistungs GmbH 
karn das Land Kärnten den Empfehlungen des RH zur Änderung 
der Regionalmanagementstruktur nach. Damit wurden auch die im 

Zusammenhang mit dcr Wahrnchmung von Managemcntaufgaben 
durch dic Regionalmanagement Kärnten Dienstleistungs GmbH ent­
standenen InteressenkonOikte im Aufsichtsrat der Gesellschaft, die 

Vermengungen von Auftraggeber- und Auftragnehmerfunktionen 
sowie nicht richtlinienkonforme Finanzierungen des Regionalma­
nagements beseitigt. 

Der RH halle daher in besondere neuerlich empfohlen, 

- die im Kontext einer Vermengung von Auftraggeber- und Auf­

tragnehmerfunktion ausbezahlten Förderungen nachträglich auf 
Recht- und Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen und im Bcdarfs· 
fall zurückzufordern; 

- unrechtmäßig ausgezahlte Fördcrungen für nicht förderungsfa ­
hige Kosten zurückzufordern; 
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- zur Vermeidung weiterer Verjährungen die unter steuer- und 
sozialversicheru ngsrechll ichen Gesichtspunkten notwendigen 

Schritte zu setzen. 

(4) Im Bereich Forschung und andere interne Politikbereiche: 

• RH-Bericht ,Nationale Maßnahmen zum 7. EU - Rahmenprogramm 

für Forschung, technologische EnrwickJung und Demonstration 
(RP7j' (Reihe Bund 2014/10) 

Bei den fünf am RP7 beteiligten Bunde ministerien bestand kein 
vollständiger Überblick über die Gesamlkosten für dcn nationalen 

Ressourceneinsatz im Zusammenhang mit dem RP7. Eine gemein­
same Analyse der Daten des RP7 und der nationalen Forschungs­
programme erfolgte nichl. Aufgrund der De-faclO- Eingliederung 

von bis zu neun Mitarbeitern des Vereins, der das Förderungsmoni­
toring betrieb, in das Ministerium wurden über den vom National­

rat genehmigten Persona.lplan hinaus ,graue Planstellen' geschaf­
fen, die aus dem Sachaufwand bedeckt wurden. Dies widcrsprach 
dem Grundsatz der Budgetwahrhcil. Das Abwicklungsentgelt für 

die Österreichische ForschungsfOrderungsgesellschaft mbH (FFGj 
betreffend die EU-Anbahnungsfmanzierung war - gemessen am 

genehmigten Förderungsvolumen von rd. 5,34 Mio. EUR - deut ­
lich höher als die maximal 5 %, die mit dem BMF im haushalt -
rechtlichen Einvernehmen vereinbart worden waren. 

Der RH hane daher insbesondere empfohlen, 

- bei der Europäischen Kom mission darau f hinzuwirken, dass diese 

aktuelle und für Steuerungszwecke geeignete Daten zur Beteili­

gung Österreichs an EU- Forschungsrahmenprogrammen bereit­
stellt; 

- die angefallenen Kosten den zuständigen Bundesministerien zu 
übermitteln; 

- die Daten der Koflnanzierung zu erheben. um eine Gesamrüber­
sicht über die eingesetzten Ressourcen sicherzustellen und bei 
künftigen Kofinanzierungen vOn Förderungsprogrammen durch 
mehrere Partner auf einheitliche Regelungen hinzuwirken; 

- die vorgegebenen Höchstbeträge nicht zu überschreiten; 
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Daten aus nationalen und internationalen Forschungsförderungs­
programmen verstärkt zu analysieren und zeitnahe zur Verfügung 
zu stellen. 

52 Der Europäische RechnungshofsteIlte in seinem am 6. November 2014 
veröffentlichten Jahresbericht für das Haushaltsjahr 2013 zu seiner 
Prüfung der Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie zur Recht­
mäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge 
einerseits fest, dass die der Jahresrechnung zugrunde liegenden Ein­
nahmen und Mittelbindungen in allen wesentlichen Belangen recht­
mäßig und ordnungsgemäß waren. 

Mit Bezug auf die Zahlungen stellte der Europäische Rechnungshof 
jedoch andererseits fest, dass alle Themenkreise, die operative Ausga­
ben umfassten, in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet waren. 
Die geprüften Überwachungs- und Kontrollsysteme gewährleisteten 
nur bedingt wirksam die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der der Jah­
resrechnung zugrunde liegenden Zahlungen. 

Da Haushaltsjahr 2013 stellte die 20. Jahresrechnung der EU dar, für 
die der Europäische Rechnungshofkeine uneingeschränkte ZVE abgab. 
Die geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote47 sank von 4,8 % im 
Vorjahr geringfügig auf 4,7 %. 

41 Der Europäjschc Rechnungshof (ERHI schatzt die wahrscheinlichste Fehlcrquol'c mil ­

leiS SlatiSllscher Standardmethoden, aufgrund derer er zu 95 ~ sicher ist. dass die Feh­
lerquote für die betreffende Population in der Spanne zwi.schen der unteren und der 
oberen Fehlergrenze liegt 

Mangels auf die Mitgliedstaaten bezogener spezirlscher Beurteilungen des ERH kön­
nen Anhaltspunkte daffir. in welchem Ausmaß in einzelnen Mitgliedstaaten die durrh 
die FehlerquOIen signalisierten Unrrgelm:lßigkeilen auftreH~n. nur miltell>ar gewonnen 
werden. Ocr RH erachtet die Verfügl>arkeil von nach Mitgliedstaa[en aurgegliedenen 
Informationen über die feslgestellten Fehlerquoten als lweclmäßig. da dadurch indi­
zienc Problem bereiche besser lokalisien werden kOnnen, was grundsatzlich maßge­
schneiderte und damit elTtzicnlcre Problem lösungen eröffnen würde (siehe RH Reihe 
Posilionen 2010/1). 
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Abbildung 21: Entwicklung der Fehlerquote von 2007 bis 2013 
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53 Der Europäische RechnungshofsteIlte im Haushaltsjahr 2013 die größ­
ten Fehlerquoten in folgenden Bereichen fest: 

- Regionalpolitik, Energie und Verkehr mit 6,9 <Ib (im Vorjahr 6,8 <Ib); 

- Entwicklung des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesund­
heit mit 6,7 <Ib (im Vorjahr 7,9 <Ib); 

- Landwirtschaft: Marktstützung und Oirektzahlungen mit 3,6 <Ib (im 
Vorjahr 3,8 <Ib); 

- Forschung und andere interne Politikbereiche mit 4,6 <Ib (im Vor­
jahr 3,9 <Ib). 

Die häufigsten Fehler waren darauf zu ruckzu ft.ih ren, dass 

- nicht förderfähige Kosten in die Kostenaufstellungen einbezogen 
wurden (1,8 <Ib), 

- Projekte, Tätigkeiten oder Begünstigte nicht förderfähig waren 
( I, 1 <Ib), 
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- schwcrwiegende Verstöße gegen die Vergabevorschriften erfolgten 
(1,0 %), 

- fehlerhafte Erklärungen zu landwirtschaftlichen Flächen vorgenom­
men wurden (0,6 %). 

Der Europäische Rechnungshof moniertc, wie bereits zum Jahr 2012, 
dass die Behörden der Mitgliedstaaten in den meisten Fällen über genü­

gend Informationen zu den fehlerbehafteten Vorgängen verfügten, um 
diese aufzudecken und zu berichtigen. 

54 (I) Der Europäische Rechnungshof veröffentlichte im Zuge des Jah­

re berichts zum Haushaltsjahr 2013 einen Überblick über die EU-Aus­
gaben, die während des MFR 2007 bis 2013 nach dem Prinzip dcr 

geteilten Millelvcrwallung in den Bereichen Landwirtschaft und Kohä ­
sion gctätigt wurden. Seine Feststellungen bezogen sich dabei auf den 
Zeitraum 2009 bis 2013. 

Der Europäische Rechnungshof stellte fest, dass sich die Berichterstat­
tung über Risiken und Fehler durch die Behörden der Mitgliedstaa­
ten verbessert halle, es jedoch für die Europäische Kommission nach 
wie vor sehr chwierig war, die Zuverlässigkeit dieser Informatio­
nen sicherzustellen. Viele Fehler waren aufgrund der Komplexität der 
Gesamtarchitektur für die Verwaltung und Kontrolle aufgetreten. Der 

Europäische Rechnungshofbemerktc, dass - außer bei den Direktbei­
hilfen und den MarktstülZungsmaßnahmen - der Druck, die Millel in 
Anspruch zu nehmen, ein zelllraier Aspekt des Risikos bei den Aus­
gaben mit geteilter Miuelvcrwaltung war. 

Die häufigsten Fehler in der Landwirtschaft im Zeitraum 2009 bis 
2013 warcn: 

- überhöhte Angabe beihilferahiger Hektarflächen oder Tiere (38 %), 

- der Begünstigte oder die Tätigkeit oder die Ausgaben waren nicht 
beihilferahig (34 %), 

- Verwaltungsfehler (9 %), 

- schwerwiegende Fehler bei der öffentlichen Auftragsvergabe (8 %), 

- Cross- Compliance- Verstöße (5 %). 
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Die häufIgsten Fehler im Bereich der Kohäsion im Zeitraum 2009 bis 
2013 waren: 

- schwerwiegende Fehler bei der öffentlichen Auftragsvergabe (45 %), 

- nicht förderfahige Kosten in den Kostenaufstellungen (29 %), 

- nicht fOrderfahige Projekte oderTäligkeitcn oder Begünstigte (24 %1· 

(2) Bei den von der Europäischen Kommission geschätzten Prozent­
sätzen der .gefahrdeten" Millel von den an die Mitgliedstaaten aus­
bezahlten Beträgen im Jahr 2013 im Bereich EGFL und ELER hatte 
Rumänien das höchste Risiko und Belgien das niedrigste. Österreich 
lag an sechster Stelle nach Rumänien, Bulgarien, Portugal. dem Ver­
einigten Königreich und den Niederlanden. 

Bei den von der Europäischen Kommission geschätzten Prozentsät­
zen der "gefahrdeten" Minel von den an die Mitgliedstaaten ausbe­
zahlten Beträgen im Jahr 2013 im Bereich EFRE, ESF und Kohäsions­
fonds ha ne die Slowakei das höchste Risiko und Kroatien das niedrigste 
Risiko. Österreich lag im Minelfeld an 14. Stelle. 

Die Europäische Kommission verwendet Kontrollstatistiken der Zahl ­
stellen (Landwirtschaft) und von den Prüfbehörden gemeldete vali­
dierte Fehlerquoten (Kohäsion) als Grundlage für die Berechnung einer 
.Restfehlerquote". Die .Restfehlerquote" steht für die fmanziellen Aus" 
wirkungen - ausgedrückt als Prozentsatz des Betrags der Zahlungen 
- der Unregelmäßigkeiten bei den geleisteten Zahlungen nach Durch­
führung sämtlicher Kontrollen. 

Die Schätzung der Risikobeträge für 2013 der Europäischen Kommis­
sion für die geteilte MirtelverwallUng war deutlich niedriger als die 
vom Europäischen Rechnungshof geschätzten Fehlerquoten. Dies war 
zum Teil darauf zurückzuführen, dass die Europäische Kommission 
zur Quantif,zierung der Auswirkungen VOn Korrekturmaßnahmen in 
den Bereichen Landwirtschaft und Kohäsion unterschiedliche Metho­
den anwendete. 

(3) Fehlerhäufigkeit 

Der Europäische Rechnungshofprüfte insgesamt 2.920 Vorgänge und 
bewertete davon 1.320 Vorgänge als fehlerbehaftet. In Österreich über­
prüfte er im Bereich Landwirtschaft und Kohäsion insgesamt 56 Vor­
gänge, bei denen fast die Hälfte (27 Vorgänge oder 48,0 'lb) fehlerbe­
haftet waren. Damit lag Österreich an 14. Stelle der 28 Mitgliedstaaten. 
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Spitzenreiter war Zypern (100,0 %), gefolgt von Malta (80,0 %), Luxem­
burg (76,0 %) und Finnland (72,7 %). Die wenigsten Fehler wiesen 
Lettland (14,9 %), Slowenien (24,2 %) und Estland und Belgien (beide 

31,8 %) auf. 

Gereiht nach schweren Fehlern lag Malta mit 20,0 % an erster Stelle, 
gefolgt von Rumänien (8, I %) und Spanien (6, I %). Österreich lag mit 

5,4 % im Bereich Landwirtschaft und Kohäsion an fünfter Stelle. Neun 
Mitgliedstaaten hatten keine schweren Fehler aufzuweisen. 

(4) Im Bereich Landwirtschaft waren in Österreich 18 von 41 Vorgän­
gen fehlerhaft (43,9 %). Österreich lag damit an 18. Stelle. Von den 18 
fehlerhaften Vorgängen bewertete der Europäische Rechnungshof 16 

als leichte Fehler (quamiflzierbar ° % bis 20 % ) und zwei als mittlere 
Fehler (quamiflzierbar 20 % bis 80 % ). Schwere Fehler (quantiflzierbar 
80 % bis 100 %) gab es im Bereich Landwirtschaft in Österreich keine. 

Gereiht nach schweren Fehlern lag Österreich mit elf weiteren Mit­
gliedstaaten, in denen der Europäische Rechnungshof keine schwe­
ren Fehler festgestellt hatte, an letzter Stelle. Das bedeutet, dass in 15 

Mitgliedstaaten schwere Fehler festgestellt worden waren. Die mei­
sten schweren Fehler betrafen Malta (20,0 % ), gefolgt von Portugal 
(10,8 %), Rumänien (9 ,0 %) und Bulgarien (8,0 %). In Kroatien waren 

keine Prüfungen durchgeführt worden. 

(5) Im Bereich Kohäsion waren in Österreich neun von 15 überprüf­
ten Vorgängen fehlerhaft (60,0 %). Damit lag Österreich nach Luxem­

burg (80,0 %) an zweiter Stelle. Von den neun fehlerhaften Vorgängen 
betrafen fünf sonstige Aspekte der Einhaltung von Rechtsvorschriften 
und nicht quamiflzierbare Fehler. Von den verbleibenden vier Fehlern 
war einer als leicht einzustufen. Drei Fehler (20,0 %) stufte der Euro­

päi ehe Rechnungshof als schwere Fehler (quantiflzierbar 80 % bis 
100 %) ein, ohne diese konkrel zu nennen. 

Bei der Reihung nach schweren Fehlern halte Österreich mit Abstand 
die meisten Fehler zu verzeichnen (20,0 %), es folgten Ungarn (9,6 %), 

Spanien (8,6 %) und die Tschechische Republik (6,8 %). Zehn Mitglied­

staaten wiesen keine schweren Fehler auf. Weitere fünf Länder (Finn­
land, Irland, Kroatien, Malta, Zypern) wiesen ebenfalls keine Fehler 
auf. Nicht in allen 28 Mitgliedstaaten waren Prüfungen erfolgt. 
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des Europäischen 
Rechnungs hofes 

55 In seinen Sonderberichten stellt der Europäische Rechnungshof das Ergeb­
nis seiner WinschaftlichkeiLSprüfungen dar. In den folgenden im Jahr 2014 
veröffentlichten Sonderberichten wurde Österreich geprüft und erwähnt: 

Tabelle 21: Feststellungen in Sonderberichten des Europäischen Rechnungshofes zu 
Österreich 

SoncIerberkht Hr. 9/2014: Wird eHe Unterstiltzung der EU fIIr Inwstlt ...... n und AllAtzftrclerung 
I .. W.lnMtctor verwaltft und gibt es r.achwliUdl &g.bnIue ... HIlIIItIck lIIf eHe 
W der EU-WeI".? 
Verwaltung der Investitionen und Absatzförderung 
im Weinsektor 

Prüfung .~er Europäischen Kommission, Frankreich, 
Italien, Osterreich, Portugal und Spanien 

• Nur in Österreich wurde gemäß den 
Rechtsvorschriften den KMU - gegenüber großen 
Wein erzeugenden Unternehmen mit langer 
Exporttradition - Vorrang eingeräumt. 

• Nur Österreich und zwei weitere Mitgliedstaaten 
hatten einige quantifizierte Ziele festgelegt, 
welche die Steigerung der Weinausfuhren in 
Drittländer betrafen. 

• Allerdings gab es keine systematische 
Bewertung der Plausibilität von Proj'ektkosten; 
Mitnahmeeffekte wurden festgestel t und der 
Indikator für die Bewertung War zu allgemein. 

SoncIerberldlt Hr. 6/2014: ..... .tt da MtttebI _ den Fonds der ICoIIIsIoMpoUtIk zur 
Filrcleru der E ---.wr ~o=n:.:II=I.=-=er.:::IIst:::;It:::?,--_______ -" 
Prüfung der beiden wichtigsten EU-Programme zur 
Förderung erneuerbarer Energien: dem Europäischen 
Fonds rur regionale Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds (Fonds der Kohäsionspolitik) 

Prüfung von 24 abgeschlossenen Projekten 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien aus neun 
operationeUen Programmen, die aus dem EFRE 
oder dem Kohäsio~sfonds in fünf Mitgliedstaaten 
(Finnland, Malta, Osterreich, Polen und im 
Vereinigten Königreich) finanziert wurden 

• Beispiel fUr empfehlenswerte Verfahren: Dank 
eines Qualitätsmanagementinstruments für 
Biomasse- Heizkraftwerke konnten geeignete 
Vorkehrungen für die Uberwachung getroffen 
werden. 

• In Österreich stimmten die tatsächlich erzeugten 
Energiemengen in den Projektphasen, die 
unmittelbar mit EFRE-Mitteln gefördert wurden, 
mit den Prognosen überein oder übertrafen diese. 

• Jedoch waren keine Angaben zu der geplanten 
und tatsächlich erzeugten Energie enthalten, die 
Kostenwirksamkeit und die Wirtschaftlichkeit 
wurden nicht entsprechend berücksichtigt, 
die EU -Mittel traten vermutlich an die Stelle 
nationaler Mittel und die Erneuerbare-Energien­
Richtlinie war Ende Oktober 2013 noch nicht 
in nationales Recht umgesetzt worden (Frist 
5. Dezember 2010). 

Sonclerberlcht Hr. 24/2014: Werd.n die EU-Beihilfen zur Verhlltung und Behebung von W.ldschlden 

Prüfung der EU-Beihilfen zur Verhütung und 
Behebung von Wald schäden infolge von Bränden 
und Naturkatastrophen 
Prüfung .~er Europäischen Kommission, Frankreich, 
Italien, Osterreich, Slowakei und Spanien 

Quellen: Sonderberichte des ERH 

Bund 2015/1 .. 

• Projekte in Österreich entsprachen den Zielen der 
Maßnahme 226, z.B. trug der Lawinenschutz auch 
wesentlich zum Schutz von Wasserquellen bei. 

• Jedoch waren die Auswahlverfahren mangelhaft, 
die Plausibilität der Kosten nicht immer 
nachgewiesen bzw. Standard kosten unzureichend 
begründet und es bestand das Risiko überhöhter 
öffentlicher Beihilfen. 
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Entlastung 2013 mit Einschränkungen 

56 (I) Der Jahresbericht 2013 des Europäischen Rechnungshofes ging 
gemäß An. 319 AEUV in das jährliche Verfahren zur Entlastung der 
Europäischen Kommission fur die AusfLihrung de Haushaltsplans der 
EU ein und stellte die Grundlage fLir die weiteren Diskussionen auf 
Ebene des Rates und des Europäischen Parlaments dar. Das Europä­
ische Parlament kann den Organen der EU die Entlastung eneilen, auf­
schieben oder verweigern. 

(2) Das Europäische Parlament beendctc am 29. April 2015 das Entlas­
tungsverfahren fLir das Haushaltsjahr 201 J. Es eneilte den Organcn der 
EU48 die Entlastung mit den nachfolgenden Einschränkungen. 

a) Gegenüber der Europäischen Kommission sprach das Europäische 
Parlament - wie bereits im Entlastungsverfahren zum Haushalts­
jahr 2012 - Vorbehalte aus. Es habe nicht politisch sicherstellen kön­
nen, dass in den Bereichen Landwinschaft und ländliche Entwicklung, 
Regionalpolitik sowie Beschäftigung und Soziales die in der Europä­
ischen Kommission und in den Mitgliedstaaten eingefühnen Kontroll­
verfahren die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden 
Vorgänge angemessen gewährleisteten. 

Es sei inakzeptabel, dass im 20. aufeinanderfolgenden Jahr nach wie 
vor Zahlungen in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet seien 
und die Fehlerquote in den Bereichen mit geteilter Millelverwaltung 
wesentlich höher gelegen sei als bei allen anderen operativen Aus­
gaben. Die von den Mitgliedstaaten durchgefühnen Primärkontrollen 
bei der geteil ten Millelverwaltung seien nicht ausreichend zuverlässig. 

Das Europäische Parlament fordene daher wiederholt eine Verbes­
serung der Verwaltungs- und Kontrollsysteme in den Mitgliedstaa­
ten, eine weniger bürokratische GAP (Gemeinsame Agrarpolitik) sowie 
die Vereinfachung der Verfahren einschließlich der Verfahren für die 
Begünstigten. 

b) Die Entlastung des Generalsekretärs des Rates schob das Europä­
ische Parlament49 mit der Begründung auf, dass es erneut nicht in der 

41 Obwohl Art. J 19 AEUV lediglich davon spricht. dass das Europäische Parlament die 

Europaische Kommission entlastet, wird vom Europllischen Parlament seit Jahren auch 
den anderen EU-Organen (inH Europäisches Parlament) eine EntlaslUng erteili. d.h. 
das Europaischc Parlament entlastet sich drrzcit selbst. 

49 Beschluss des Europäischen Parlamenl.s vom 29. April 2015 Ober die Entlastung für 

die Ausfilhrung des Gtsamlhaushaltsplans der Europliischen Union ror das Haus~ 

h,lIyahr 2013. Einzelplan 11 - Europaischcr Ra! und Ra! (2014!2079(DECll. P8_TA­
PROV(201 5)01 22 
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Lage gewesen sei, sachkundig über die Entlastung zu entscheiden. Dies 
sei auf die mangelnde Bereitschaft des Rates zurückzuführen, die Fra­

gen des Europäischen Parlaments ausreichend zu beantworten (siehe 
auch EU-Finanzbericht 2012, Reihe Bund 2015/t). 

c) Ebenso schob das Europäische Parlament die Entlastung des Direk­

IOrs des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts50 auf. 
dies unter Referenz auf den Europäischen Rechnungshof, der zum 
zweiten Mal in Folge keine hinreichende Sicherheit betreffend die 

Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Finanzhilfevorgänge des 
Instituts habe feststellen können und Kontrollen als qualitativ unzu ­
reichend eingestuft habe. Auch bemängelte das Europäische Parlament 

vorschriftswidrige Zahlungen und dass Empfehlungen der Internen 
Revision nicht in ausreichendem Maß umgesetzt worden seien. Das 
Europäische Parlament forderte daher umfangreiche Verbesserungs­

maßnahmen bis September 2015. 

d) Schließlich schob das Europäische Parlament auch die Entlastung 
des Exekutivdirektors des Gemeinsamen Unternehmens ECSEL für die 
Ausführung des Haushaltsplans der Gemeinsamen Unternehmen Arte­
mis51 und ENLAC52 für das Haushaltsjahr 2013 auf. 

Das Unternehmen Artemis habe insbesondere die Qualität der Prü­

fungen nationaler Förderstellen nicht bewertet und bis Ende März 2014 
von sieben der insgesamt 23 nationalen Förderstellen keine Infomla ­
tionen über deren Prüfungsstrategie erhalten. Die vorliegenden Infor­

mationen über die Bewertung der Beiträge der Mitg.liedstaaten und 
der Forschungs- und EntwickJungseinrichtungen seien unzureichend. 
Artemis habe entgegen den Gründungsvorschriften auch keine interne 

Prüfstelle eingerichtet, habe den Empfehlungen des Europäischen Par­
laments aus dem Jahr 2014 nicht Folge geleistet und keine umfas­
sende Strategie für die Vermeidung und Bewältigung von Interessen­

konflikten angenommen. 

Betreffend das Unternehmen ENIAC müsse - in An ehung de einge­
schränkten Prüfungsurteils des Europäischen Rechnungshofes - die 
Bereitschaft des Unternehmens in Frage gestellt werden, entsprechend 

!IO Beschluss des Europäischen Parlaments vom 29. April 2015 über die EmlaslUng rnr die 
AusfUhn.mg des Haushaltsplans des Europäischen lnnovations- und Technologieinsli ­
IUts ffir das Haushaltsjahr 2013 1201 4121 25{DECJl P8_ TA- PROVI201 SI0146 

SI Beschluss des Europäischen Parlaments vom 29. April 2015 Ober die EntlaSlung rur 
die Ausführung des Haush3llSplans des Gemeinsamen Unlcmehmcns Anemis rur das 
HaushallSjahr 20lJ 12014121 32(DECJI P8_TA- PROV(2015)0163 

S2 Beschluss des Europäischen Parlaments vom 29. April 2015 über die Entlastung rur 
die Ausführung des HaushallSplans des Gemeinsamen Unternehmens ENlAC rur das 
HaushallSjahr 2013 12014121JSIDECJI P8_TA- PROVI20IS)016S 
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dem Grundsatz der optimalen Mittelverwendung auf wirksame und 

effIziente Weise zu arbeiten; auch halte der Europäische Rechnungshof 
die Umsetzung der Ex - post-Prüfungsstrategie für nicht ausreichend. 

Position RH 

57 In Anbetracht der in der Vergangenheit stets eingeschränkten ZVE des 

Europäischen Rechnungshofes verfolgte das Europäische Parlament 
seit mehreren Jahren das Ziel, eine positive ZVE zu erhalten - etwa 
durch von der Europäischen Kommission und den Verwaltungen der 

Mitgliedstaaten zu setzende Maßnahmen (siehe dazu EU- Finanzbe­
richt 2012, Reihe Bund 2015/1, sowie EU-Finanzbericht 2011, Reihe 
Bund 2014/2). 

Der RH tritt in diesem Zusammenhang weiterhin dafür ein, 

- vordringlich die bestehenden Prüf- und Kontrollinstrumente sowie 

Abhilfemaßnahmen auf jene Risikobereiche zu konzentrieren, die 
überdurchschnittlich zur negativen ZVE des Europäischen Rech­
nungshofes beitragen, 

- Winschaftlichkeitsprüfungen, Wirksamkeitsprüfungen und System­
prüfungen - ungeachtet vorzunehmender Recht- und Ordnungs­

mäßigkeitsprüfungen - be onderes Augenmerk zu widmen, 

- eine europaweite, qualitativ hoch wenige Weiterbildung der Prü­

fer der Einrichtungen der öffentlichen Finanzkontrolle zu forcie­
ren, um ein einheitliches Kontrollverständnis hinsichtlich der ein­
zusetzenden Prüfungsstandards und - methoden bei der Prüfung 
von EU- Mitteln sicherzustellen und 

- eine mögliche Aushöhlung der parlamentarischen Kontrollhoheit 

auf nationaler Ebene durch Vermeidung allfalliger Parallelstrukturen 
(z.8. durch Berichtspnichten der Einrichtungen der externen öffent­
lichen Finanzkontrolle der Mitgliedstaaten direkt an EU- Organe) 

zu verhindern. 

Bund 2015/14 
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Der RH überprürte von November 2013 bis Juni 2014 die nationale 
Implementierung von EuroflSC. Dieses europäische Netzwerk nahm 
seine Tätigkeit im Jahr 2011 auf, um die behördliche Zusammenarbeit 
der Finanzverwaltungen der EU-Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung 
von Umsatzsleuerbetrug zu fördern und zu erleichtern. Österreich ist 
Mitglied in allen vier Arbeitsbereichen (Karussellbetrug; Transportmit­
tel; Zollverfahren 42; Beobachtung). 

Der RH veröffentlichte den nationalen Bericht am 15. Juli 2015 in der 
Reihe Bund 2015/1 J. 

Die Überprüfung der nationalen Implementierungen von EuroFtsc erfolgte 
überdies zusammen mit den Obersten Rechnungskontrollbehörden von 
Deutschland und Ungarn als eine parallele Prüfung. Es wurde ve rein­
bart, dass in den drei Ländern - zusätzlich zu den nationalen Berich­
ten - ein gemeinsamer trilateraler Bericht in englischer Sprache erstellt 
wird, der - gestützt auf die Prüfung feststellungen - die gemeinsamen 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen enthält. 

Der RH veröffentlicht nunmehr die en gemeinsamen lrilateralen Bericht 
in deutscher Sprache sowie im Internet unter www.rechnungshof.gv.at 
in englischer Sprache. 

Bund 2015/14 
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bzw. 
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EU 
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IT 
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Mio. 
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MwSt 

Nr. 
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RH 

S. 
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beziehungsweise 

circa 
Cammon Communication Network/Common Systems 
Interface (gemeinsames Kommunikationsnetz/gemeinsame 
Systemsch ninstelle) 
Communication and Information Resource Centre for 
Administrations, Businesses and Citizens (gemeinsames 
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Mis ing Tradcr Intra- Community (InnergemeinschafUicher 
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Nummer 
National Tax and Customs Administration (ungarische 
nationale Steuer- und Zollverwaltung) 

Office Europeen de Lutte Anti - Fraud (Europäisches Amt für 
Betrugsbekämpfung) 

Rechnungshof 
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SCAC 

TAXUD 

VAT 
VRN 

z. B. 

Standing Commiuee on Administrative Cooperation 
(Ständiger Ausschuss für die Zusammenarbeit der 
Vc rwa I t u ngsbeh ö rd c n) 

Taxation and Customs Union Directorale General 
(Generaldirektion Steuern und ZOllunion) 

Vallue Added Tax 
Value added tax Registration Number (MehrwcrlSteucr- 1 
U msa tzsteuer - I d cn Li rl ka I io nsn u m me r) 

zum Beispiel 
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Bund 2015/14 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Gemeinsamer Bericht der Rechnungshöfe 
Österreichs (Der Rechnungshof) 
Ungarns (Ällami Szämvevöszek) 
Deutschlands (Bundesrechnungshof) 
über die Prüfung von Eurofisc - ein multilaterales 
Frühwarnsystem der Mitgliedstaaten zur Bekämpfung 
des Mehrwertsteuerbetrugs 

1 Einleitung 

1.1 Hintergrund der koordinierten Prüfung 

Das derzeitige Mehrwertsteuersystem I in der Europäischen Union 
(EU) ist betrugsanfallig. Davon sind alle EU-Mitgliedstaaten (Mit­
gliedstaaten) betroffen. Für die Rechnungshöfe der EU be teht daher 
ausreichend Grund. sich mit diesem Thema zu befassen. Wegen der 
europäischen Dimension dieses Betrugs halten die Rechnungshöfe 
außerdem eine Zusammenarbeit bei ihren Prüfungen für erforderlich. 
Dementsprechend wurde in den letzten Jahren eine Reihe koordinier­
ter Prüfungen durchgeführt. 2 Mit der jetzigen Prüfung zu Euroflsc 
setzen die Rechnungshöfe von Österreich. Deutschland und Ungarn 
die Tradition der Zusammenarbeit bei der Prüfung der öffentlichen 
Einnahmen fort. 

Die koordinierte Prüfung wurde in den Jahren 2013 und 2014 von 
jedem Rechnungshof im eigenen Land und gemäß seinem eigenen 
Mandat durchgeführt. Jeder Rechnungshof hat auf der Grundlage sei­
ner Prüfung erkenntnisse einen nationalen Bericht verfasst.) Darü­
ber hinaus haben alle drei Rechnungshöfe den vorliegenden Bericht' 
gefertigt. der - gestützt auf die Prüfungsfeststellungen - die gemein-

I Die Begriffe wMchrwenslcuer'" und .. Umsatzsteuer" werden im vorliegenden Bericht 
synonym verwende!. 

2 Beispiele: 2006/2001 Prüfung zur Verwaltung der Mchrwenslrucr durch die Rrchnungs+ 
hore der Tschcchi5Chcn Republik und Deul5Chlands: 2008 Pn1fung zum innergcmcin+ 
schaft lichen Mchrwenslcucrbetrug durch die RechnunKShöfc von Belgien. Deulsch· 
land und den Niederlanden. 

) siehe Reihe Bund 2015/11 

4 Im Falle Ungarns war Euroflsc Teil {'lncr umra~ndcn Prüfung der Slcucrvcrwaltung. 

135 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 39 von 100

www.parlament.gv.at



Einleitung 

136 

R -
H 

samen Schlussrolgerungen und Emprehlungen enthält. 5 Der Prürungs­
zeitraum umrasste die Jahre 2011 bis 2013. 

1.2 Aufbau des Berichts 

Der Bericht ist in fünrTeiie gegliedert: nach einer Einleitung rolgt eine 
Beschreibung von Eurorlsc und dessen Umsetzung in den drei Mit­

gliedstaaten. Der Hauptteil berasst sich mit den von den Rechnungs­
höfen restgestellten Problembereichen und enthält die Schlussrolge­
rungen und Emprehlungen. Der Bericht schließt mit einem Ausblick 
aur die Zukunrt. 

1.3 Status quo auf EU-Ebene 

Grenzüberschreitender Mehrwertsteuerbetrug, bei dem die Schwächen 
des in der EU bestehenden Mehrwertsteuersystems ausgenutzt wer­
den, stellt ein Risiko für die Haushaltseinnahmen der Mitgliedstaaten 

dar. Liererungen in einen anderen Mitglied taat sind von der Mehr­
wertsteuer berreit. Der Erwerber muss Mehrwertsteuer für den Erwerb 
zahlen, kann diese jedoch gleichzeitig als Vorsteuer geltend machen. 

Liefert er die Ware anschließend im Inland weiter, stellt er Mehrwert­
steuer in Rechnung. Diese kann der inländische Erwerber sich wiede­
rum als Vorsteuer erstatten lassen, ohne dass der Lieferant notwendi­
gerweise die entsprechende Mehrwertsteuer abgeflihrt hat. Ist dieser 
inländische Lieferant nicht mehr greifbar, kann die Steuerverwaltung 

die Mehrwertsteuer nicht mehr vereinnahmen. Dieser Vorgang wird als 
JnnergemeinschaftJicher Mehrwertsteuerbetrug durch Scheinhändler­
(Missing Trader-Betrug)6 bezeichnet. 

Diese Art des Betrugs in allen ihren Facetten ist in den Mitgliedstaaten 

gut bekannt. Da Volumen der dadurch verursachten Steuerau ralle lässt 
sich jedoch nur schwer genau beziffern. Es steht aber fest, dass es sich 
um hohe Beträge handelt. Die neuesten, von der Europäischen Kommis­
sion (Kommis ion)' veröffentlichten Zahlen unterstreichen die dringende 
Notwendigkeit, das Mehrwertsteuererhebungsverfahren zu verbessern. 

"J Für Ungarn ist das vorliegende: Do"umcnt kein Bericht (im Sinne des § J2 des unga­
rischen Rechnungshofsgeselus). sondern wird als Studie (gemäß § S Absatz 13 des 
ungarischC'n Rrchnungshofsgt'Selzes) betrachtet. Dnhalb iSI j eder Verweis auf die kOOf­
diOlene Prüfung im vorliegenden Dokumcm für Ungarn als Verweis auf eine Studie 
(ungarisch : _Ianulmany-' zu verstehen. 

r. Im deutschsprachigen Raum auch als .. Karusscllbetnlg"' bezeichnet. 

1 siehe 2012 Update Repon 10 thc Study 10 quanlify and analySt' thc VAT Gap in Ihe 

EU- 27 M<mber 5131.". TAXUD/201 l/DE/nl 
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Gemeinsamer Bericht der Rechnungshöfe 
Österreichs, Ungarns und Deutschlands über Eurofisc 

Tabelle t: Schätzungen der Mehrwertsteuerlücke nach 
Mitgliedstaat, 2012 

Einnahmen MwSt-Lücke 
EU-Mitgliedstaaten I in Mio. EUR MwSt-Lücke (''I.,j2 

AT - Österreich 24.563 3.244 12 

BE - Belgien 26.896 2.991 10 

BG - Bulgarien 3.739 957 20 

Cl - Tschech. Republik 11.377 3.267 22 

OE - Deutschland 194.040 21.957 10 

DK - Dänemark 24.422 2.141 8 

EE - Estland 1.508 255 14 

ES - Spanien 56.125 12.412 18 

FI - Finnland 17.640 905 5 

FR - Frankreich 142.499 25.583 15 

GR - Griechenland 13.713 6.651 33 

HU - Ungarn 9.084 2.971 25 

JE - Irland 10.219 1.263 11 

IT - Italien 95.473 46.034 33 

LT - Litauen 2.521 1.436 36 

LU - Luxemburg 3.064 204 6 

LV - Lettland 1.570 818 34 

MT - Malta 536 241 31 

NL - Niederlande 41.699 2.000 5 

PL - Polen 27.881 9.317 25 

PT - Portugal 13.995 1.228 8 

RO - Rumänien 11.212 8.841 44 

SE - Schweden 37.861 2.886 7 

SI - Slowenien 2.889 270 9 

SK - Slowakei 4.328 2.787 39 

UK - Vereinigtes Königreich 142.943 16.557 10 

Gesamt (EU-26) 921.798 177.220 16 

ohne Kroatien und Zypern 
Die Prozen t zahlen beziehen sich auf die erwart et en Einnahmen. 

Quelle: Europäische Kommission, 2012 Upda te Report to the Study to quantify and analyse the 
VAl Gap in the EU·27 Member States. 9/2014. S. 16 
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Die Kommission legte bereits 2006 eine europäische Strategie für die 
Bekämpfung des Mehrwensteuerbetrugs vor.B In den Folgejahren wurde 
eine Reihe gesetzgeberischer und administrativer Maßnahmen vorge­
schlagen und verab chiedet. In besondere sollte die grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit zwischen den Steuerverwaltungen der Mitglied­
staaten, die als besonders wichtig eingestuft wurde, durch gesetzliche 
Regelungen vereinfacht und gestärkt werden. Deshalb wurde im Okto­
ber 2010 eine neue Verordnung zur Amtshilfe und Betrugsbekämpfung 
im Bereich der Mehrwertsteuer verab chiedet.9 Mit dieser Verordnung 
wurde auch Euroflsc eingerichtet. 

1.4 Prüfungsziel 

Die beteiligten Rechnungshöfe prüften nicht das etzwerk Euroflsc 
als solches. Ihr Prüfung ziel bestand darin, zu klären, wie Euroflsc in 
ihrem jeweiligen Mitgliedstaat umgesetzt worden war, und zu unter­
suchen, welche Verbesserung möglichkeiten auf EU-Ebene bestehen. 

Die drei Rechnungshöfe arbeiteten eine Reihe von Fragen aus, die 
unter anderem statist i che und Evaluierungsaspekte umfasste. Auf die­
ser Grundlage führten sie die Prüfung durch. Anhand der Amwor­
ten der Verwaltungen identifizierten die Rechnungshöfe Probleme, 
die sowohl auf nationaler Ebene als auch auf EU- Ebene angegangen 
werden müssen. 

2 Netzwerk Eurofisc 

2.1 ALLgemeine Informationen 

Euroflsc ist ein dezentrale Netzwerk für den schnellen Austausch 
gezieltcr Informationen zwischen den Mitgliedstaaten. Alle Mitglied­
staaten nehmen daran teil. Dafür hat jeder Mitgliedstaat mindestens 
einen EuroflSc- Verbindungsbeamten (englische Abkürzung: ELO) 
ernannt, der über Erfahrungen bei der Bekämpfung von Steuerbe­
trug verfügt. Jeder Mitgliedstaat hat einen einer Verbindungsbeam­
ten zum nationalen Koordinator für Euroflsc (englische Abkürzung: 
ENLO) bestimmt. Dieser ist stimmberechtigt für seinen Mitglied taat 
und nimmt an den Sitzungen der Eurofl c- Gruppe teil. Das Netzwerk 
setzt sich aus der Eurofl c- Gruppe und mehreren Arbeitsbereichen 
zusammen. Die Eurofl c- Gruppe besteht aus den ELOs aller Mitglied-

• siehe KOM(2006) 2S4 endgllilig vom ) 1. Mai 2006 

• Verordnung (EUI Nr. 904/2010 vom I . Oklober 2010. ABI. 2010 l 268. S. I Ir. 
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staaten und einem Vertreter der Kommission. Die ELOs wählen aus 

ihrer Mine den Vorsitzenden von Euroflsc. 

Die Anzahl der Arbeitsbereiche kann sich je nach Bedarf ändern. In drei 

der aktuell bestehenden vier Arbeitsbereiche werden operative Daten 
in konkreten Betrugsbereichen ausgetauscht. Praktisch bedeutet das, 

dass als Lieferanten auftretende Unternehmer ausgewählt und deren 
Geschäftsbeziehungen überprüft werden. Die Daten dafür stammen aus 

Zusammenfassenden Meldungen lO, Rechnungen und Bestätigungsan­
fragen zu MehrwerlSteuer- ldemilikationsnummern (englische Abkür­
zung: VRN)". Diese Daten werden in Excel- Dateien eingetragen und 

dem Mitgliedstaat übermittelt, in dem der Erwerber seinen Geschäftssilz 
hat (im Folgenden: Anfragen bzw. Warnsignale). Dieser Mitgliedstaat 

soll seinen Unternehmer - den Empfanger der Ware - überprüfen und 
beurteilen. Über das Ergebnis soll er dem anfragenden Mitgliedstaat eine 
Rückmeldung erteilen und dafür vorgesehene Kategorien benutzen. Der 

vierte Arbeitsbereich dient als Observatorium (Beobachtungsplartforml 
und sammelt Informationen über neue Trends und Entwick.lungen bei 

Betrugsmustern sowie bei Techniken und Ansätzen für die Bekämpfung 
des Mehrwertsteuerbelrugs. Jeder Arbeitsbereich hat einen Koordina ­
tor (Arbeitsbereichkoordinatorl, der aUS der Mitte der teilnehmenden 
ELOs ausgewählt wird. Die Mitgliedstaaten können bestimmen, in wei­

chen Arbeitsbereichen sie mitwirken wollen und ihre Beteiligung auch 
beenden. Sind sie einem Arbcitsbereich beigetreten, beteiligen sie sich 

aktiv am gezielten rnformationsau~tausch. Die Mitgliedstaaten kön­
nen in den einzelnen Arbeitsbereichen auch Beobachterstatus haben. 

Die Rolle der Kommission beschränkt sich auf technische und logisti­
sche Unterstützung. So stellt sie für den Informationsaustausch einen 
geschützten Bereich auf dem CIRCABC-Server zur Verfügung. 12 Außer­

dem fmanziert sie im Rahmen des Fiscalis- Programms die Reise- und 
Unterbringungskosten, Tagegelder und Konferenzkosten. Allerdings haI 
die Kommission keinen Zugang zu den operativen Daten, die über das 

Netzwerk ausgetauscht werden. ll 

10 In Österreich werden die Zusammenfassenden Meldungen in ~Kundenlisl en ~ zusam­
mcngeführt. 

11 In Österreich und Deutschland wird hierfür der Begriff UnlSc"l l%MCuCT- ldentiflkat ions­
Ilummer verwendet. 

11 CIRCABC lCommunication aod Infonnalion Resource Centre for Adminislral ions. Busi ­

nesses and Ci'izens) ist eine Anwendung zur Schaffu ng geschützter gemei nsa mer 
Arbeil:sbereiC' he, i n denen NU12errommunit ies [nro rm,u ioncn. und Rrssourcen über 

das Internet austauschen kOnnen. Euroflsc- Dokument Nr. 001. TA XUDJR4/0 0C vom 

27. Oklo ber 20 10. 

Il siehe Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 904/20 10. ABI. 20 10 L 268. S. l rr. 
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2 

1 

Euroflsc koordiniert den schnellen multilateralen Austausch gezielter 
Informationen in den vier Arbeitsbereichen sowie die Reaktionen der 
ELOs der teilnehmenden Mitgl iedstaaten auf erhaltene Warnsignale. 

2.2 Rechtlicher Rahmen 

Die Aktivitäten von Euroflsc stützen sich auf die Verordnung (EU) 
Nr. 904/2010 vom 7. Oktober 2010 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet 
der Mehrwensteuer (nachstehend als Verordnung bezeichnet). Kapi­
tel X der Verordnung legt die Bedingungen für das Netzwerk fest." 
Die Kommission veröffentlichte zudem weitere Dctails.15 

2.3 Basisdaten 

Tabelle 2: EUROFISC Arbeitsbereiche 

Arbeitsbereich ' 

1. Karussellbetrug 

2. Transportmittel 

3. Zollverfahren 42' 

4. Beobachtung 

EUROFISC Vorsitz' 

Beschreibung 

allgemeines Netzwerk für Steuerbetrug 

besonderes Netzwerk für Steuerbetrug i.Z.m. 
Transportmitteln (Auto, Schiffe, Augzeuge) 

besonderes Netzwerk für Steuerbetrug i.Z.m. 
dem Zollverfahren 42 

Beobachtung und Analyse von neuen 
Entwicklungen bei Steuerbetrugsfällen 

EUROFISC (National) Liaison Officials' 

Stand 1/ 2014 
Beobachterstatus: Italien. kroa tien, lettland 
Einschließlich dem Zollverfahren 63 (Wiedereinfuhr nach dem Zollverfahren 42). 
Beobachterstatus: Deutschland. Estland. Kroatien. luxemburg. Malta 

teilnehmende Arbeitsbereich-
Mitgliedstaaten koordinator 

28 Frankreich 

222 Niederlande 

224 Frankreich 

28 Schweden 

Portugal 

Österreich 4 

Deutschland 2 

Ungarn 4 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen, Österreich 
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14 Verordnung Nr. 904/2010. ABI. 2010 l 268. S. I ff.: daneben gibt es eint' DurchfOh­
rungsvcrordnung (EU) Nr. 79/20 \2 vom 31. Januar 20 \2. ABI. 20\2 L 29 S. IJ IT. 

10, Inrormalioncn 201 1/C 13 1/0) der Mitgliedstaaten über wMehrwertsteuer (MwSI.) -
Zusammenarbeit der VerwahungsbehOrden-, ABI. 2011 C 1)1 . 5; Informationen 
2011/C 191/03 der Mitgliedstaaten Ober .. Mehrwertsteuer (MwSt.) - Zusammenarbeit 
derVerwaltungsbehOrdcn-. ABI. 201) C 19\ S.4 
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Bund 2015/14 

Gemeinsamer Bericht der Rechnungshöfe 
Österreichs, Ungarns und Deutschlands über Eurofisc 

3 Nationale Umsetzung 

Die rechtliche Grundlage für Euroflsc ist die Verord­
nung (EU) Nr. 904/2010 (siche Kapitel 2.2). Sie hat allgemeine und 
unmittelbare Geltung in allen Mitgliedstaaten. Deshalb war in kei­
nem Mitgliedstaat ein weiterer rechtlicher Umsetzungsakt notwendig. 

3.1 Österreich 

3.1.1 Teilnahme an den Arbeitsbereichen 

Euroflsc nahm seine Tätigkeit im Jahr 2011 auf; Österreich beteiligte 
sich seit Beginn aktiv an allen vier Arbeitsbereichen. Der österreichische 
ENLO hatte von 2011 bis 2013 die Funktion des Euroflsc-Arbeitsbe­
reichkoordinators für den Arbeitsbereich 3 (Steuerbetrug im Zollver­
fahren 42) inne. 

3.1.2 Organisation und Personal 

Im Bundesministerium für Finanzen (BMF) war die Abteilung IV/3 
(Betrug bekämpFung Steuer und Zoll) zuständig Für die strategische 
Betrugsbekämpfung im Steuer- und Zoll bereich sowie für die inter­
nationale Zusammenarbeit, insbesondere im EU-Bereich (z. B. OLAF, 
Euroflscl. 

Für die Teilnahme Österreichs an EuroflSc bestimmte das BMF vier Mit­
arbeiter der Finanzverwaltung als ELOs; einer davon war zudem flir die 
nationale Koordination sämtlicher Tätig.keiten in den Arbeitsbereichen 
verantwortlich und daher als ENLO auch im Rahmen der EuroflSC-Tref­
fen der teilnehmenden Mitgliedstaaten für Österreich stimmberechtigt. 
Dieser halle zudem bis Ende 2013 die Funktion des EuroFtsc- Arbeitsbe­
reich koordinators für den Arbeitsbereich 3 (Steuerbetrug im Zollverfah­
ren 42) innc. Auf operaLiver Ebene wurde er bei seinen Tätigkeiten flir 
Euroflsc durch eine Mitarbeiterin des zentralen Verbindungsbüros für 
internationale Zusammenarbeit ICentral Liaison OffIce - CLO) unter­
stützt Er war ebenso wie die Mitarbeiterin des CLO in der Steuerfahn­
dung ange iedelt. 16 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Mitarbeiter in Öster­
reich, die im geprüften Zeitraum mit Euroflsc-AuFgaben betraut waren: 

16 Die Steuerfahndung ist eine bundesweit agierende Organisalionseinheil wr Bekämp­
fung VOll Abgabcnbc(rug. 
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Tabelle 3: Personalressourcen EUROFlSC Netzwerk; 2011 - 2013 
(Zentralleitung BMF und Steuerfahndung) 

Personen 

Nationaler Verbindung.beamter EUROFISC (ENLO) 

Verbindungsbeamter EUROnSC (ELO) 

1 

3 

1 

Vollzeitäquivalent 

ca. 80 % 

je< 10 % 

Personal Central Liaison Office (CLO) ca. 50 % 

Quelle: Bundesministerium fur Finanzen. Österreich 

142 

3.1.J Prozessabläufe 

Die Informationen (Warnsignale) im Euroflsc-Netzwerk wurden mit ­
tels Datenzeilen über die EU- Serverplattform CIRCAßC, getrennt 
nach Arbeitsbereichen ausgetauscht. In den Arbeitsbereichen I und 
2 stammten die Informationen aus Zusammenfassenden Meldungen, 
aus Bestätigungsverfahren von Umsatzsteuer-Identiflkationsnum­
mern oder aus Rechnungen, im Arbeitsbereich 3 aus Daten des Zoll ­
verfahrens 42. 

Für die österreichische Risikobeurteilung nahm der E LO auf der 
Grundlage von (Datenbank-)Recherchen und persönlichen Erfah­
rungswerten Ersteinschätzungen des Mehrwertsteuerbetrugsrisikos 
vor; diese übermittelte er über CIRCABC an den anfragenden (meI­
denden) Mitgliedstaat. In weiterer Folge richtete er mit ei nem Stan­
dardschreiben Anfragen an die zuständigen Finanzämter und ersuchte 
um (weitere) Erhebungen und Rückmeldung (Stellungnahme) mög­
lichst innerhalb von einem Monat. ach Erhalt dieser Stellungnah­
men aus den Finanzämtern änderte der E LO die ursprüngliche Rück­
meldung auf CIRCABC dementsprechend. 

3.2 Deutschland 

3.2.1 Teilnahme an den Arbeitsbereichen 

Deutschland hat sich seit Beginn an den Arbeitsbereichen 1, 2 und 4 
aktiv beteiligt. Im Arbeitsbereich 3 hat es Beobachterstatus. 

3.2.2 Organisation und Personal 

In Deutschland beruht die Arbeit von Euroflsc auf einem detaillierten 
Umsetzungskonzept, das am 15. September 2011 bekannt gegeben 
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wurde. Danach ist das Euroflsc-Team Teil der Koordinierungsstelle 
für Umsatzsteuer-Sonderprüfungen und Steuerfahndungsmaßnahmen 
(KUSS), die zum CLO gehön. KUSS ist zuständig für Umsatzsteuerbe­
trugsfalle, bei denen Koordinierungsbedarf besteht. Das sind Fälle, an 
denen Steuerpnichtige in verschiedenen Bundesländern (Ländern) oder 
verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt sind. Jedes Land hat eine ver­
gleichbare Betrugsbekämpfungsstelle, die auch für die Bearbeitung der 
von Euroflsc kommenden Anfragen zuständig ist. Das Umsetzungkon­
zept legt die Verfahrensregeln für die Kooperation des ELO und sei­
ner Pendants in den Ländern fest. Im Jahr 2013 bestand das Euroflsc­
Team aus dem ENLO, einem Stellvertreter und vier weiteren Personen. 
In den Jahren 20 II und 2012 war die Personalausstattung geringer. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Mitarbeiter in 
Deutschland, die im Jahr 2013 mit Euroflsc-Aufgaben betraut waren: 

Tabelle 4: Personalressourcen EUROFISC-Netzwerk; 2013 
(Bundeszentralamt für Steuern) 

Personen 

Nationaler Verbindungsbeamter EUROFISC (ENLO) 

Verbindungsbeamter EUROFISC (ELO) 

1 

1 

3 

1 

Vollzeitäquivale nt 

90 '10 

80." 

Personal Zentrales Verbindungsbüro (CLO) 

Personal Zentrales Verbindungsbüro (CLO) 

je 100 ." 

90." 

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern, Deutschland 

Bund 2015/14 

3.2.3 Prozessabläufe 

Das Umsetzungskonzept enthält detailliene Verfahrensrichtlinien zur 
Drganisation des InFormationsaustauschs zwischen Bund (CLO) und 
Ländern in den verschiedenen Arbeitsbereichen. Von CIRCABC herun­
tergeladene Anfragen anderer Mitgliedstaaten werden vom Euroflsc­
Team bearbeitet. Die Mitarbeiter fügen den Anfragen alle beim CLO 
verfügbaren Informationen bei und übermitteln sie anschließend ihren 
Pendants in den Ländern. Es ist dann deren Aufgabe, die angefragten 
Unternehmer zu überprüfen und eine entsprechende Rückmeldung an 
das CLO zu geben. D. h., die Länder qualifizieren die Unternehmen 
gemäß den auf EU-Ebene verabschiedeten Kriterien. 

Das Konzept sah auch die Umsetzung eines IT - Programms zur Erleich­
terung der Arbeit des Euroflsc- Teams vor. Dieses Programm steht bis­
lang nicht zur Verfügung. 

143 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 47 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Nationale Umsetzung 

144 

Die Effizienz des Informationsaustauschs zwischen dem EuroflSC- Team 
und den Betrugsbekämpfungsstellen in den Ländern wird regelmäßig 

evaluien. Es fmdet jährlich eine Evaluierungssitzung aller beteiligten 
Stellen statt. Im Ergebnis kann gegebenenfalls das Umsetzungskon­
zept an geänderte Umstände angepasst werden. 

3.3 Ungarn 

3.3.1 Teilnahme an den Arbcitsbereichen 

Seil Einführung von Euroflsc hat sich Ungarn an allen vier Arbeits­
bereichen aktiv beteiligt. 

3.3.2 Organisation und Personal 

In Ungarn wurde das CLO der Nationalen Sleuer- und Zollverwaltung 
(englische Abkürzung: NTCA) als zuständige Behörde benannt. Das CLO 

war ein eigenes Referat in der Prüfungsabteilung der NTCA-Zentrale. 
Die Aufgaben des CLO im Hinblick auf Euroflsc waren in der Orga­
nisations- und Verfahrensverordnung sowie in internen Vorschriften 

geregelt. Spezielle Vorschriften legten die Verfahrensweise beim inter­
nationalen Datenaustausch über Euroflsc innerhalb der NTCA fest. In 
der Zentrale und den Regionaldirektionen wurden .. zuständige Orga­
nisationseinheiten" benannt, die die angefordenen Informationen zu 
sammeln und an das CLO weiterzuleiten hatten. 

Für die vier Arbeitsbereiche von EuroflSC wurden ELOs ernannt, darun­
ter ein ENLO. Insgesamt handelte es sich um vier Personen, von denen 

drei für das CLO und eine Person für die Zollabteilung arbeiteten . Sie 
koordinierten den Informationsaustausch innerhalb des Euroflsc- Netz­
werks, die Bearbeitung der erhaltenen Warnsignale und sie nahmen 

an den Sitzungen der Euroflsc-Gruppe und der Arbeitsbereiche teil. 

3.3.3 Prozessabläufe 

Die ELOs luden die Daten mit den Anfragen aus anderen Mitglied­

staaten aus dem Informationssystem CIRCABC herunter und steil­
ten sie den Kontaktpersonen innerhalb der NTCA zur Verfügung. Die 
zuständigen Stellen werteten diese Daten aus, führten Prüfungen 

durch und übermittelten deren Ergebnisse in Quartalsberichten an 
das CLO. Die NTCA hatte Zugriff auf verschiedene Datenbanken, in 
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denen die für die Beantwortung der Euroflsc- Anfragen benötigten 

Daten gespeichert waren. 

Die ELO luden die von den zuständigen Stellen übermittelten Daten auf 

den C1RCABC-Server zum Abruf rur die anderen Mitgliedstaaten hoch. 

4 Prüfungsfeststellungen und Empfehlungen 

4.1 Datenvolumen 

In den Jahren 20t 1 bis 2013 tauschten die Mitgliedstaaten in gesamt 

folgende Informalionen aus l7 ; 

Tabelle 5: EUROnSC - Summe der ausgetauschten Informationen; 2011 - 2013 

2011 2012 2013 Summe 

Anza hl 

Arbeitsbereich 1 29.983 42.017 49.443 121.443 

Arbeitsbereich 2 82.775 97.635 20.250 200.660 

Arbeitsbereich 3 2.823 41.105 79.902 123.830 

Summe 115.581 180.757 149.595 445.933 

QueUe: 8undesministerium für Finanzen. Österreich 

Bund 2015/14 

In den ArbeiLSbereichen 1 und) stieg die Anzahl der ausgetauschten 

Informationen zum Teil stark an. Im Arbeitsbereich 2 sank sie jedoch 
um rund drei Viertel ; dies war auf eine Vereinbarung der Euroflsc-Ver­

bindungsbeamten im Oktober 2012 zurückzuruhren, wonach aufgrund 
der hohen Anzahl und der geringen Trefferquote keine Informationen 
mehr aus Bestätigungsverfahren von Mehrwerlsteuer- Identiflkations­

nummern übermillelt werden sollten. 18 Der Anstieg an Datenzeilen 
im Arbeitsbereich ) war darauf zurückzuruhren, dass der Datenaus­
tausch ab Juni 2012 nicht mehr auf bestimmte Waren beschränkt 
war. 19 Die Anzahl der ausgetau chten Infornlationen zwischen Ö ter­
reich, Deut chland und Ungarn folgte dem EU-weiten Trend der Ent­
wicklung der in Eurofisc ausgetauschten Informationen. 

Weitere Details über die Anzahl ausgetauschter Informationen (Anfra­

gen und Rückmeldungen) sind dem Anhang 1 zu entnehmen. 

11 Informationen sind Dal~nzrilen. die Warnsignale cRlhallen. 

11 Sitzungsniedcrschrifl (-Mmulcs·) des driuen Meetings des Arbcil5bereichs 2 ; Buhrcst. 
24. bIS 25. Oktob<r 2012 

l ' Eurofl.sc- Jahresbt"richt (annual repon) 201 2. S. 19 r. 
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Gemäß Al1ikel 37 und 58 der Verordnung hanen die Euroflsc- Arbeits­

bereichkoordinatoren dem Ständigen Ausschuss rür die Zusammenar­
beit der Verwaltungsbehörden (eng!. Abkürzung: SCACljährlich einen 

Bericht über die Tätigkeiten aller Arbeitsbereiche vorzulegen. Die Infor­

mationen wurdenje nach Arbeitsbereich und Koordinator unterschied­
lich dargestellt. Eine einheitliche Datenstruktur gab es nicht. Nicht 
nur die Darstellung der Arbeitsbereiche wich voneinander ab, auch 

die Jahresberichte selbst unterschieden sich in Form und Inhalt von 
Jahr zu Jahr. 

Die drei Rechnungshöfe hiel ten fest, dass ein direkter Vergleich der 
Daten in den Euroflsc- Jahresberichten mit denen im vorliegenden 

Bericht nicht möglich war. Dies war aufzahlreiche Ursachen zurückzu ­
führen, wie z. B. unterschiedliche Darstellung der Daten, abweichende 
Periodenabgrenzungen und Zuordnungen in den Datenbanken.2o 

Des Weiteren betonten die drei Rechnungshöfe, dass der Nutzen der 
Euroflsc- Jahresberichte rür den interessiel1en Leser eingeschränkt war, 

weil die präsentienen Daten nicht vergleichbar und schwer verständ­
lich waren. 

Deshalb empfehlen sie, 

- dass das Euroflsc- Netzwerk einheitliche Grundsätze für die Erstel ­
lung der Jahresberichte im Hinblick auf aussagekräftige Daten und 

Fakten festlegen sollte. 

Meh rfachmeldungen 

Auswenungen der in Euroflsc ausgetauschten Informationen ergaben, 

dass zu zahlreichen Unternehmen mehrere Warnsignale vorlagen. Die 
folgende Tabelle zeigt die maximale Anzahl von Mehrfachmeldungen 
injedem Arbeitsbereich rür jeweils ein Unternehmen je Arbeitsbereich: 

20 Z. B. Euroflsc-Jahrcsbericht 20\3. 2.2.2 Überblick. Ober den Inrormalionsauslausch 
2011/201). S. 15 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)50 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 
Prüfungsfeststellungen 
und Empfehlungen 

Bund 2015/14 

Gemeinsamer Bericht der Rechnungshöfe 
Österreichs, Ungarns und Deutschlands über Eurofisc 

Tabelle 6: Maximale Anzahl von Mehrfachmeldungen für 
jeweils ein Unternehmen je Arbeitsbereich; 
2011 - 2013 

Arbeitsbereich 1 

Arbeitsbereich 2 

Arbeitsbereich 3 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen. Östem~ich 

Anzahl 

475 

1.192 

10.807 

Das bedeutete, dass beispielsweise im Arbeitsbereich 3 ein Unterneh­
men in drei Jahren IO.807-mal (annähernd 9 'lb aller ausgetauschten 
Informationen im Arbeitsbereich 31 Gegenstand von Euroflsc-Warnsi­
gnalen war. Der zusätzliche Informationsgewinn war nicht nachvoll­
ziehbar, zumal die Risikobeuneilung dieses Unternehmens im empfan­
genden Mitgliedstaat im Zuge der Rückmeldungen mit .nicht dubios· 
erfolgte (flir die Risikobeuneilungen siehe Kapitel 4.2.1). 

Mehrfache Warn ignale zum selben Unternehmen konnten zwar Aus­
druck eines besonders ausgeprägten Betrug verdachts sein, dennoch 
bedeutetejedes einzelne Warnsignal einen Verwaltung aufwand sowohl 
im sendenden als auch im empfangenden Mitgliedstaat. Deshalb sollte 
es das Ziel eines gut funktionierenden Frühwarnsystems sein, (nurl die 
richtigen Fälle auszuwählen. Voraussetzung daflir wäre eine präzise 
Risikoanalyse. Allerdings feh lte es im Euroflsc-Netzwerk an Transpa­
renz und Klarheit, welche Risikokriterien die Mitgliedstaaten flir die 
Datenauswahl zugrunde legten. 

Um die Menge der Informationen zu verringern und den Verwaltungs­
aufwand so gering wie möglich zu halten, empfehlen die Rechnungs­
höfe: 

- darauf hinzuwirken, dass die Qualität und die Menge der Warn­
signale im Euroflsc-Netzwerk verbessen werden, 

- eine standardisiene Methode zur Datenberechnung vorzu ehen. 

- eine einheitliche Erstellung von Statistiken zu gewährleisten, 

- eine Risikoanalyse vor dem Versenden von Daten an andere Mit­
gliedstaaten durchzuführen und 

- die Risikokriterien der einzelnen Mitgliedstaaten innerhalb des Euro­
flsc- etzwerks transparent zu machen. 
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Das Netzwerk Euroflsc soll die Mitgliedstaaten in ihrem Kampf gegen 
Mehrwertsteuerbetrug unterstützen. Dazu wurde eine neue An des Infor­

mationsaustauschs eingeflihn: Wurden bislang im Rahmen der Amts­
hilfe Infornlationen in der Regel bilateral ausgetauscht, so erhalten 

innerhalb des Netzwerks alle teilnehmenden Mitgliedstaaten die Infor­
mationen. 

Die Datenübermittlung ist nur eine Seite der Medaille. Die andere Seite 
sind Rückmeldungen zu den erhaltenen Informationen. Anfanglieh 

ging es hauptsächlich darum, die Funktionsfahigkeit des Netzwerks 
herzustellen. Je länger das Netzwerk besteht, umso wichtiger ist sein 
reibungsloser und wirksamer Betrieb. Hierbei spielen unter anderem 

die Rückmeldungen eine wesentliche Rolle. 21 

Gemäß Artikel 34 der Verordnung beteiligen sich diejenigen 
Mitgliedstaaten, die sich flir den Beitritt zu einem Euroflsc-Arbeitsbe­
reich entschlossen haben, aktiv am multilateralen Austausch gezielter 

Infonnationen zwischen allen teilnehmenden Mitgliedstaaten. Im Euro­
flsc-Jahresbericht 2013 wurde ausgeflihrt, dass _aktive Beteiligung flir 
das Funktionieren von Euroflsc wesentlich ist und darin besteht, Anfra ­
gen hochzuladen und Rückmeldungen zur Qualifikation der Anfra­
gen zu erteilen-. 22 .. Qualiflkation- bedeutet, dass der angefragte Mit­

gliedstaat dem anfragenden Mitgliedstaat mitteilt, welchen Status das 
betreffende Unternehmen hat. Drei der vier bestehenden Arbeitsbe­

reiche beruhten auf operativen Daten. Für diese waren die Rückmel­
dungen besonders relevant. 

4.2.1 Rückmeldequote 

Die folgende Tabelle zeigt die Gesamtzahl der ausgetauschten Anfra­

gen flir alle Arbeitsbereiche während des geprüften Zeitraums 2011 bis 
2013. Sie gibt darüber hinaus einen Überblick, ob und wie die ange­

fragten Mitgliedstaaten darauf geantwortet haben. 2) 

21 Euroflsc-Jahresberichl 2012. S. 11. NT. C. I 

22 Eine I)cflnition von .aktiver Beteiligung- iSl auch in der ncuen Gcschafisordnung (Ani· 
kcl 7 NT. ) letzter SalZ) enthalten; Geschäftsordnung von Eurofl.sc vom 6. Oktober 2014. 

21 Bctrugsrclevant: missing lrader, eonduit company. cross invoiccr. defaulter. huITer. broker. 
hijackcd VRN, domestic fmud. dubious (seil 20\3 aurgrund einer gtänden<:o Methodik). 
Sonstige: Alle Kategorien, die nicht den Kategorien ~bclrugsrclcvantY, .nicht dubios" 
und .. keine Rückmeldung" zugeordnet sind. 
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Tabelle 7: Ausgetauschte Anfragen und Rückmeldungen - Gesamtzahl je 
Arbeitsbereich; 2011 - 2013 

2011 Ofo 2012 Ofo 2013 'I, Summe % 

Arbeitsbereich 1 

betrugsrelevant 11.581 39 13.833 33 15.698 32 41.112 34 

nicht dubios 7.105 24 8.368 20 7.368 15 22.841 19 

keine RückmeLdung 6.328 21 13.856 33 22.113 45 42.297 35 

sonstige 4.969 17 5.960 14 4.264 9 15.193 13 

Summe 29.983 100 42.017 100 49.443 100 121.443 100 

ArbeItsbereich 2 

betrugsrelevant 4.783 6 3.977 4 1.942 10 10.702 5 

nicht dubios 19.691 24 19.441 20 7.085 35 46.217 23 

keine RückmeLdung 54.934 66 70.260 72 9.773 48 134.967 67 

sonstige 3.367 4 3.957 4 1.450 7 8.774 4 

Summe 82.775 100 97.635 100 20.250 100 200.660 100 

ArbeItsbereIch 3 

betrugsrelevant 64 2 611 1 1.726 2 2.401 2 

nicht dubios 1.980 70 21 .228 52 35.306 44 58.514 47 

keine RückmeLdung 629 22 17.131 42 35.311 44 53.071 43 

sonstige 150 5 2.135 5 7.559 9 9.844 8 

Summe 2.823 100 41.105 100 79.902 100 123.830 100 

Summe 115.581 180.757 149.595 445.933 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen. Österreich 

Die drei Rechnungshöfe stellten fest, dass die Rückmeldequote insge-

samt recht gering war. Dies galt insbesondere flir den Arbeitsbereich 
2, in dem nur für 33 der Anfragen eine Rückmeldung erteilt wurde. 

In diesem Zusammenhang sind auch die großen Unterschiede in der 
Bearbeitungsdauer der Rückmeldungen zu erwähnen. Diesen Aspekt 
konnten die Rechnungshöfe wegen der unzureichenden Datengrund-
lage nicht analysieren. 

Außerdem waren die Verfahren zur Beurteilung der angefragten Unter-

nehmen in den drei Mitgliedstaaten unterschiedlich. Gemeinsames 
Merkmal war, dass die Euroflsc-Daten an die Finanzämter weiter-
geleitet wurden. Diese waren für die Überprüfung und Beurteilung 
der Unternehmer zuständig. Auf Grundlage dieser Beurteilung wurde 

Bund 2015/14 149 
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die Rückmeldung in das Netzwerk gegeben. Dies dauerte mindestens 
einige Wochen. In Österreich dagegen nutzte der ENLO zunächst in 

einem Schnellverfahren alle ihm zugänglichen Daten für eine erste 
Einschätzung und Rückmeldung. Nach der ÜberprüFung durch die 
Finanzämter konnte es zu einer anderen Beurteilung und dementspre­

chend einer geänderten Rückmeldung kommen (siehe Kapitel 3.1.3). 

Zur Behebung der Mängel empfehlen die Rechnungshöfe: 

- Rückmeldungen sollten in jedem Fall erteilt werden. 

- Rückmeldungen sollten schnellstmöglich erteilt werden und 

- es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, die Bearbeilungsdauer 

der Rückmeldungen zu analysieren. 

4.2.2 Rückmeldekategorien 

150 

Als Problem für die Qualität der Rück.meldungen erwies sich die Nach­

lässigkeit der Mitgliedstaaten bei der Verwendung der Kategorien ftir 
die QualifIkation des jeweiligen Unternehmens. So vereinbarten zum 
Beispiel die Teilnehmer des Arbeitsbereichs t bestimmte Kategorien, 

die für die Rück.meldungen genutzt werden sollten: 

- missing trader (Scheinhändler), 

- defaulter (säumiger Schuldner), 

- cross invoicer (Ersteller von Überkreuzrechnungen), 

- dubious (zweifelhafter Unternehmer), 

- conduit company; einschließlich buffer (Durchleirungsgesellschaft: 
einschließlich Zwischenge ellschaft), 

- broker (sonstiger Beteiligter einer Kette), 

- hijacked VRN (Nutzer einer Mehrwertsteuer- Identiflkationsnummer 

eines anderen Steuerpflichtigen), 

- chec\<.ing (Überprüfung) und 

- not a dubious trader (unverdächtiger Händler). 
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Sei ihrer Analyse der ausgetauschten Daten fanden die drei Rech­
nungshöfe weitaus mehr als die vereinbanen Qualifikationen, z. S.: 

- fIktive innergemeinschaftliche Erwerbe, 

- unter Überwachung im Arbeitsbereich I von Euroflsc, 

- Expon Drillländer, 

- am 28.09.2011 beendet, 

- nicht registrien, 

- falsche Nummer und 

- nicht in diese Rückmeldung aufzunehmen. 

Einer der Gründe ftir diesen recht unbefriedigenden Zustand könnte 
sein, dass die QualifIkationen nicht offiziell bekannt gegeben wurden, 
sondern nur Ergebnis einer Arbeitsbereichssitzung waren. Da es kein 
offIzielles Protokoll der Sitzung gab und die Ergebnisse als PowerPoint­

Präsentation veneilt wurden, waren die QualifIkationen nicht ver­
bindlich, was offensichtlich ein Nachteil war. Ein weiterer Grund war, 

dass die Informationen auf CIRCABC millels Excel ausgetau cht wur­
den. Dadurch war es möglich, in das Feld ,QualifIkation' freiformu­
Iiene Texte einzugeben. Diese Praxis ftihne nicht nur zu einem hohen 

Arbeitsaufwand bei der Bearbeitung der Daten im empfangenden Mit­
gliedstaat, sondern erschwene auch eine schnelle Analyse der Daten. 

Diese Vorgehensweise wirkte sich außerdem auf die Datenanalyse ins­

gesamt aus. In den Jahresberichten spielt die Statistik eine bedeu­
tende Rolle. Dies gilt insbesondere ftir jene Daten, die die Notwendig­

keit von Euroflsc belegen sollen : Das sind Daten über Unternehmen, 
die als betrugsrelevant eingestuft werden. Halten sich die Mitglied­
staaten nicht an die vereinbanen Rückmeldekategorien, i te schwie­

rig, genaue Daten zu gewinnen und zu beuneilen, wie zielorientien die 
ausgetauschten Daten waren. 

Daher empfehlen die Rechnungshöfe: 

- sich an die Kategorien zu halten, weil diese offiziell vereinban und 
als verbindlich erklän wurden, 

- die Rückmeldekategorie zu aktualisieren, wenn sich die QualifIka­

tion des Unternehmens geänden haI. 
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4.2.3 Grundlage für die Rückmeldungen 

152 

Die Qualität der Rückmeldungen war nicht klar erkennbar, weil nicht 
bekannt war, auf welcher Grundlage die Mitgliedstaaten über die Qua­
lifIkationen entschieden hatten. Die Rechnungshöfe stellten fest, dass 
die Mitgliedstaaten dabei unterschiedlich vorgingen. So konnte es 
sein, dass in einem Mitgliedstaat eine umfassende oder wenigstens 
stichprobenartige Prüfung durchgeflihrt wurde, in einem anderen Mit­
gliedstaat dagegen die QualifIkation auf einer Auswertung von Daten­
bankinhahen beruhte. 

Qualiflziene Rückmeldungen, d. h. solide und zutreffende, sind aus unter­
schiedlichen Gründen wichtig: Das etzwerk selbst braucht qualiflZiene 
Rückmeldungen zur Aufdeckung von Betrugsnillen. Sie sind außerdem not­
wendig, damit die Mitgliedstaaten ihre Risikokriterien anpassen können. 

Die Verfahren der einzelnen Mitgliedstaaten flir die Abgabe von Rück­
meldungen und die Entscheidung über die QualifIkationen lassen sich 
nur schwer standardisieren. Ein gewisses Maß an Transparenz wäre 
jedoch hilfreich. 

- Deshalb empfehlen die Rechnungshöfe, die Grundlage der Rück­
meldungen für die Mitgliedstaaten transparent zu machen. 

4.3 IT -Unterstützung 

Gemäß Artikel 35 der Verordnung unterstützte die Kommission Eurofisc 
technisch und logistisch. Gemäß Anikel 53 der Verordnung in Verbindung 
mit Anikcl 16 der Euroflsc-Geschäfisordnung war die Kommission daflir 
verantwortlich, das CCN/CSI- etz gegebenenfalls weilerzuentwickeln, 
wenn dies flir den Austausch der Informationen unter den Mitglied­
staaten notwendig war. Im Prüfungszeitraum wurden jedoch die Infor­
mationen über C1RCABC ausgetauscht, eine Serverplanform, die als 
Datenspeicher für Euroflsc diente. Für den Austausch der auf CIRCABC 
gespeicherten Daten wurden Hunderte von Excel-Dateien verwendet. 
Eine gemeinsame Datenbank mit Auswertungs- und Analy etools stand 
bislang nicht zur Verfligung. 

Im Zuge des Datenaustauschs waren die ELOs der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten flir das periodische Hochladen der Daten auf ihre 
so genannten -Länder-Datenordner" verantwonlich. Die Euroflsc­
Arbeitsbereichkoordinatoren mussten diese Daten aus jedem dieser 
Ordner manuell extrahieren, in einer Datei zusammenführen und flir 
die ELOs in einem so genannten .all Out Ordner> zugänglich machen. 
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Dieses System barg die GeFahr in sich, dass Daten hätten verändert 

werden oder sogar verloren gehen können. 

Die IT - Ausstattung für die Euroflsc-Arbcitsbereichkoordinatoren und 

ELOs stellte der jeweilige Mitgliedstaat wr Verfügung; unterschiedliche 
SoFtware- Versionen waren die Folge. Das System war fehleranfallig, 
weil keine einheitliche Excel-Version verwendet wurde. 

Da hcel keine Nachverfolgung ermöglichte, war der Umgang mit dem 

großen Dalenvolumen weder zuverlässig noch transparent. Darüber 
hinaus hielten sich die ELOs mehrfach nicht an Datenformate, die bei 
den Sitzungen der Arbei tsbe reiche vereinbart wurden (z. B. gab es 

Unterschiede beim VRN-Format); die Vergleichbarkeit und einheit­
liche Auswert1Jng der Daten war somit nicht gewährleistet. 

Des Weiteren existierte keine Regelung über die Zugriffsberechli­
gung auf die in ClRCABC gespeicherten Daten. Gemäß der Verord­

nung hatte die zuständige Behörde des jeweiligen Mitgliedstaats min­
destens einen ELO zu benennen. Dieser sollte demnach 24 im Sinne des 
Artikels 2 Absatz I Buchstabe c zum direkten Informationsaustausch 

berechtigt sein und die Aufgaben nach Artikel 33 Absatz 225 ausfUhren. 
Die Verordnung sah darüber hinaus vor, dass .die zuständige Behörde 

jedes Mitgliedstaats [ ... ] unter den von ihr festgelegten Voraussetzungen 
zuständige Beamte benennen [kann], die unmittelbar Informationen auf 
der Grundlage dieser Verordnung austauschen können. Hierbei kann sie 

die Tragweite dieser Benennung begrenzen. Das zentrale Verbindungs­
büro ist dafür zuständig, die Liste dieser Beamten auf dem neuesten 
Stand zu halten und sie den zentralen Verbindungsbüros der anderen 

betroffenen Mitgliedstaaten zugänglich zu machen:'26 

Die Liste der ELO war rur die Mitgliedstaaten auf CIRCABC abrufbar. 
Im geprüften Zeitraum wurde die Liste von Zeit zu Zeit, aber nicht 
regelmäßig überprüft. Änderungen der Zugangsberechtigungen und 

der Namen autorisierter ELOs oder ENLOs wurden nicht zeitnah erfasst. 
Darüber hinaus erhielten neben ELOs auch weilere Verwaltungsbe­
dienstete Zugriffsrechte. 

14 Artikel 36 Absatz I der Verordnung 

2S Im Rahmcn von Euroflsc werden die Mitgllcdslaalcn ein multilaterales Frühwarnsys­
lern zur Bckampfung des MchrwCn5u:uerbclrugs einrichlen sowie den raschen multi­
lateralen Ausl3U5C.'h von geziellen Inrormationen in den ArbeilSbereichen von Euroflsc 
und die Arbeil der HO der Icilnehmenden MitgliedSlaalen in Reaklion auf eingegan­

gene Warn meldungen koordinieren. 

26 Anikcl 4 Absatz 3 der Verordnung 
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Gemäß Artikel 55 der Verordnung in Verbindung mit Artikel 17 der 

Euroflsc-Geschäftsordnung unterlagen die ausgetauschten Informa­
tionen der Geheimhaltungspflicht und genossen den Schutz, den das 
innerstaatliche Recht des Mitgliedstaates, der sie erhalten bat, und die 

für Stellen der Union geltenden einschlägigen Vorschriften für Infor­
mationen dieser Art gewährten. Allerdings gab es keine vereinbarten 
Verfahrensregeln über die Zugriffsrechte und die Handhabung geeig­

neter Kontrollen. Diese Situation stellte aus Sicht des Datenschutzes 
ein Risiko dar. 

Die Rechnungshöfe empfehlen daher: 

- eine gemeinsame Datenbank mit modemen Auswertungs- und Ana­
lysetools zu entwickeln, 

- ein Verfahren zu entwickeln, um die Zuverlässigkeit der Daten durch 
standardisierte Eingabemöglichkeiten sicherzustellen und geeignete 
Kontrollen vorzusehen und 

- die Verwaltung der Zugriffsrechte auf Euroflsc-Daten nur für den 
Euroflsc-Vorsitzenden vorzusehen. 

4.4 Dokumentation 

154 

Innerhalb des Netzwerks Euroflsc fanden zahlreiche Arbeitssitzungen 

statt (z. B. Vollversammlungen, Sitzungen der Arbeitsbereichkoordina­
toren und der einzelnen Arbeit bereiche). Dabei unterstützte die Kom­
mission die Mitgliedstaaten durch Übermittlung der Tagesordnungen 
bzw. Einladungen; bei Bedarf leitete sie auch die Sitzungen. Seit der 

Einführung von Euroflsc im Jahr 2010 fanden jährlich zwischen einer 
und drei Sitzungen je Arbeitsbereich statt. 

In der Euroflsc-Geschäftsordnung27 war festgelegt, dass die Sitzungen 
zu protokollieren sind. Es fehlte aber an Vorgaben, in welcher Form 

und innerhalb welcher Frist die Protokolle zu erstellen sind. 

Tatsächlich konnten die ENLOs keine vollständige Dokumentation der 
Sitzungsprolokolle vorlegen. Teilweise bestanden die Sitzungsprorokolle 
lediglich aus Präsemationsunterlagen. Es war daher nicht auszuschlie­

ßen, dass Beschlüsse oder Diskussionsverläufe jenen Mitgliedstaaten , 
die bei Sitzungen nicht vertreten waren, unbekannt waren. Folglich 
bestand diesbezüglich ein Nachholbedarf für die konsequente Anwen-

27 ArtLkell3 der Eurofisc GescMftsoronung vom 10. November 2010 
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dung der Euroflsc- Geschäftsordnung. Protokolle sind nicht nur für die 

teilnehmenden Mitgliedstaaten von Bedeutung, sondern im Sinne eine 
WissensmanagemenlS auch für künftige Teilnehmer des Netzwerks. 

Eine verbesserte Dokumentation - gemäß der Euroflsc- Geschäftsord­
nung - würde dazu beitragen, strillige Themen leichter und rascher 

nachvollziehen zu können. 

Daher empfehlen die Rechnungshöfe, 

- Protokolle von jeder Sitzung zu erstellen, 

- diese Protokolle möglichst zeitnah den Mitgliedstaaten zur Verfü ­
gung zu stellen und 

- diese Protokolle auf der jeweils folgenden Sitzung offIziell zu 
beschließen. 

4.5 Handbücher und Vorschriften 

Bund 2015/14 

Bei der Eröffnungssitzung der Euroflsc- Gruppe im Jahr 2010 legten 
die Vertreter der Mitgliedstaaten kraft der Ermächtigung durch Punkt 
(5) der Erklärung 20l0/C 275/06 des Rates die Geschäftsordnung für 
Euroflsc fest. Sie regelt die Organisationsstruktur des Netzwerks, die 

Tätigkeit und die Aufgaben der Euroflsc-Gruppe, die Sitzungen der 

Arbeitsbereiche und beinhaltet die allgemeinen Bestimmungen für die 
Sitzungen und der Rolle der Kommission im Netzwerk gemäß Kapi­

tel X der Verordnung. Hinsichtlich der Übermittlung des Jahresberichts 
enthält die Geschäftsordnung zusätzliche Regelungen. 2B 

Die Geschäftsordnung legt den Rahmen für den Betrieb des Netzwerks 

fest. Sie enthält keine Vorgaben und auch keine Ermächtigung zur 
Erstellung und Herausgabe von Handbüchern oder zum Erlass wei­
tererer Vorschriften. Tatsächlich gab es daher weder Handbücher noch 
weitere Vorschriften. Deswegen sind die Regeln im Einzelnen unklar 
und nicht in einem einheitlichen, transparenten System niedergelegt. 

In diesem Bericht wurden bereits gewisse Probleme im Bereich des 
Informationsaustauschs, der Rückmeldungen, der IT - Unterstützung 

28 Gemäß An ikel37 der Verordnung legen die Arbci lsbcreichkoord inaloren jä hrlich dem 
SCAC einen Bericht über die TlUigkeil jedes einzelnen Arbeitsbereichs vor, Gemäß Ani· 
kcl ) Nr. 2 und Anikel 5 Nr. 2 der Geschänsordnung rur Euroflsc soil le der Ja hresllc· 

richl der EurorlSc-Gruppe vorgeleg1 und nach Billigung durch dies<' vom EuroflS('­
Vorsitzenden dem SCAC um eroreilci werden, 
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und Dokumentation angesprochen und mehrere Empfehlungen abge­
geben. Daftir würden geeignete Handbücher benötigt. 

Bislang wurden die Vorgaben für die operativen Aufgaben in Euro­
flsc auf den Arbeitsbereichssitzungen als Empfehlungen ausgespro­

chen. Sie hatten nicht den Charakter verbindlicher Regeln. Infolge­
dessen waren die Vorgaben weder transparent noch klar. Die ELOs 

befolgten die bei den Arbeitsbereichssitzungen verabschiedeten Emp­
fehlungen zur operativen Tätigkeit nach eigenem Ermessen. Sankti­
onen bei Nichtbeachtung gab es nicht. 

Ein wesentlicher Punkt war, dass die Aufgaben der ELOs und der 

Arbeitsbereichskoordinatoren nichl einheillich geregelt waren (z. B. 
die Festlegung von Frislen und der HäufIgkeit des Hoch- und Herun­
terladens). 

Die Rechnungshöfe empfehlen daher: 

- einheitliche und klare Verfahrensregeln ftir Euroflsc unter Berück­
sichtigung des Datenschutzes zu scharren; dadurch könnte die ord­

nungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben und Zuständigkeiten 
verbessert werden, 

- Handbücher zu erstellen, um Verfahren zu dokumentieren und in 

Zukunft zu verbessern. 

4.6 EvaLuierung 

156 

Nach Artikel 49 der Verordnung sind die Mitgliedstaaten und die Kom ­
mission verpflichtet zu prüfen und zu bewerten, wie die Regelungen 
für die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden gemäß dieser Ver­

ordnung funktionieren. Die Kommi sion hatte die Erfahrungen der 

Mi tgliedstaaten zusammenzufassen, um die Regelungen zu verbessern. 
Die Mitgliedstaalen hatten der Kommission hierftir sämtliche verfüg­
baren sachdienlichen Informationen sowie eine Liste mit statistischen 
Angaben zu übermitteln. 

Die Kommission hatte gemäß Artikel 59 der Verordnung dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens I. November 2013 

und anschließend alle ftinf Jahre Berichl über die Anwendung dieser 
Verordnung zu erslatten . Der erste Bericht lag am 12. Februar 2014 
vor.29 Die Kommi ion machle darin auf bedeutende Schwachstellen 

29 Bericht der Europlischcn Kommission an den Rat und das Europ ische Parb rTl('nl vom 
12. Februar 201 4 Oberd lC Anwendung derVerortlnung [EU] Nr. 90412010. COM(2014171 final 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)60 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 
Prüfungsfeststellungen 
und Empfehlungen 

Bund 2015/14 

Gemeinsamer Bericht der Rechnungshöfe 
Österreichs, Ungarns und Deutschlands über Eurofisc 

des Netzwerks aufmerksam und venrat die Ansicht, dass Risikoanalyse 
und _Feedback" JO Schlüssel bereiche seien, in denen sich Verbesserungen 
erzielen ließen. Die Kommission merkte in ihrem Bericht an, dass _die 
meisten Mitgliedstaaten scheinbar keine systematische interne Bewer­
tung durchführen, sondern ihre Selbstbewertung einzig und allein auf 
die jährlichen Statistiken stützen, die sie der Kommission zu liefern 
haben-.)I Solche nationalen Analysen wären aber für die Mitgliedstaaten 
selbst nützlich, um die Bedeutung, Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
von Euroflsc als Netzwerk für einen raschen Infonmationsaustausch zur 
effizienten Betrugsbekämpfung zu bewerten. Die Mitgliedstaaten hät­
ten ein Interesse zu erfahren, in welchem Ausmaß dieses Netzwerk zur 
Verringerung der Steuerausfalle durch Mehrwertsteuerbetrug beiträgt. 

Die Verordnung selbst sah keine quantiflzier- bzw. messbaren Ziele 
für Euroflsc vor. Ausschließlich monetäre Indikatoren wären allerdings 
nur von eingeschränktem Nutzen, weil ihre Bedeutung innerhalb eines 
präventiven Netzwerks sehr begrenzt wäre. 

Zwar könnte Euroflsc präventive Wirkungen haben, aber es gibt auf 
EU-Ebene bislang keine Evaluierungen, die diese Annahme stützen. 
Dies erklärt auch, warum die Kommission nicht in der Lage war, im 
vorgenannten Bericht Aussagen zu konkreten Erfolgen von Euroflsc 
zu treffen . Eine profunde _Feedback--Kultur (siehe Kapitel 4.2) inner­
halb von Euroflsc wäre von besonderer Bedeutung und könnte einen 
wertvollen Beitrag für eine Evaluierung leisten. 

Auch auf nationaler Ebene (Österreich, Deutschland und Ungarn) waren 
bislang keine quantiflzier- bzw. messbaren Ziel vorgaben für die Teil­
nahme am Netzwerk defmiert worden. Deshalb konnten Österreich, 
Deutschland und Ungarn die Wirkungen der Teilnahme am Netzwerk 
weder messen noch analysieren.32 

Der Kommission fehlten daher wertvolle Informationen aus den Mit­
gliedstaaten über die Arbeitsweise und EffIzienz von Euroflsc. 

Euroflsc hat offenbar Erfolge zu verzeichnen. So konnten die natio­
nalen Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten zahlreiche Missing Tra­
der und Conduit Companies identifIzieren. Allerdings sollten diese 

JO Im vorliegenden Beriehl wird Feedback als Rückmeldung übersetz! . 

" COM (20 14) 71 rlnal. S. 16 

J2 Allerdings erfolgte in Österreich Uberblicksmäßig eine Dokurncn13t ion von Einzclcrfol­
gen und national geselzten nankierenden Maßnahmen in den Geschäftsberi chten der 
öSlcrrcichischcn S U:'UCT- und Zollverwaltung und in den jährlichen Bctrugsbckamp­
fungsbcri chtcn des Bundcsministeriums fü r Finanzen. 
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Erfolge transparent und nachvollziehbar sein, um verlässliche Kosten ­
Nutzen - Analysen erstellen zu können. 

Die Rechnungshöfe empfehlen daher, 

- auf EU- Ebene aussage kräftige Indikatoren zu definieren und 

- diese Indikatoren regelmäßig zu evaluieren. 

Da die Kommission maßgeblich von der Qualität der Informationen aus 
den Mitgliedstaaten abhängt, wäre es zweck.mäßig, wenn sie gemein­

sam mit den Mitgliedstaaten über die Indikatoren entscheiden würde. 
Ein solcher Evaluierungsprozess (auf nationaler wie auch auf EU­

Ebene) wäre nicht nur für eine Analyse der Kosten und des Nutzens 
des Euroflsc-Netzwerks selbst zweckmäßig, sondern auch dafür, den 
Erfolg im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Mehrwertsteuer­

betrug sichtbar zu machen. 

5 Ausblick 

158 

Angesichts der Dimension der MehrwertsteuerlückeD betrachten die 
drei Rechnungshöfe die Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs als 
wesentliches Anliegen aller Mitgliedstaaten. Die enge Zusammenar­
beit der Verwaltungen spielt hierbei eine Schlüsselrolle. 

Das Euroflsc- Netzwerk ist ein ganz neues Instrument, das die Zusam­
menarbeit zwischen den Steuerverwaltungen stärken und vereinfachen 
soll. Sein .Markenzeichen" ist die neue Qualität des Infornlationsaus­

tauschs: Innerhalb des Netzwerks werden Informationen nicht bilateral, 
sondern multilateral ausgetauscht. In dieser Hinsicht ist Euroflsc ein 
gelungenes Beispiel für gemeinsame Anstrengungen innerhalb der EU. 

Obwohl die drei Rechnungshöfe Verbesserungspotenzial in verschie­

denen Bereichen wie der Datenqualität und der Rück.meldequote fest­
gestellt haben, sehen sie in Eurofisc einen weiteren nützlichen Bau­
stein der Betrugsbekämpfung. Berücksichtigt man, dass Euroflsc ein 
Netzwerk der Mitgliedstaaten ist, kann die Verantwortung für seine 

Weiterentwicklung nicht nur der Kommission zugewiesen werden. Tat­
sächlich muss die Gemeinschaft der Mitgliedstaaten zu ammen mit 
der Kommission gemeinsame Anstrengungen unternehmen, um die­

ses Netzwerk wirksamer und erfolgreicher zu machen. 

11 siehe 20 12 Update Rcport 10 thc Study 10 quantify and analyse thc VAT Gap in thc 

EU- 27 Mcmber StOlOS. TA XUD/20 1J/DE/J2 1 
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Anhang 1: Gesamte Eurofisc-Daten je Mitgliedstaat 
(Österreich, Deutschland, Ungarn) 

ANHANG 1 

Die Rückmeldungen wurden als _belrugsrelevant" berücksichtigt, wenn 
der angefragte Mitgliedstaat eine der folgenden QualifIkationen vor­
nahm: 

- missing trader 

- conduit company 

- cross invoicer 

- defaulter 

- buffer 

- broker 

- hijacked VRN 

- domestic fraud 

- dubious (seit 2013 aufgrund einer geänderten Methodik) 

Alle Rückmeldungen, die nicht unter die Kategorien _betrugsrelevant-, 
.. nicht dubios- und _keine Rückmeldung- fIelen, wurden als .sonstige" 
Rückmeldungen eingestuft. 

Dies gilt für alle Tabellen in diesem Anhang. 
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Die rolgende Tabelle zeigt die aus anderen Mitgliedstaaten erhaltenen 
An rragen und die von der österreichischen Steuerverwaltung gesen­
deten Rückmeld ungen. 

Österreich: EUROnSC gesamt - erhaltene Anfragen und gesendete Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in ,. 

Arbettsberekll 1 

betrugsrelevant 54 59 16 129 1 

nicht dubios 567 442 255 1.264 10 

keine Rückmeldung 754 3.947 5.008 9.709 80 

sonstige 427 346 249 1.022 8 

Summe 1.802 4.794 5.528 12.124 100 

Arbettsberekll 2 

betrugsrelevant 0 0 2 2 0 

nicht dubios 0 4 27 31 1 

keine Rückmeldung 970 1.053 275 2.298 97 

sonstige 9 7 17 33 1 

Summe 979 1.064 321 2.364 100 

Arbeftsberwlch3 

betrugsrelevant 0 2 3 5 0 

nicht dubios 12 165 532 709 98 

keine Rückmeldung 0 0 0 0 0 

sonstige 0 1 11 12 2 

Summe 12 168 546 726 100 

Su .. _ Arbeftsberelche 1 - 3 2.793 6.026 6.395 15.214 

Rundungsdifferenun mögLich 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen. Österreich 
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Die folgende Tabelle zeigl die von Österreich an andere MilgliedSlaa­
len gesendelen Anfragen und die von den Sleuerverwahungen der 

anderen Mitgliedstaaten erhallenen Rückmeldungen. 

Österreich: EUROFISC gesamt - gesendete Anfragen und erhaltene Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in % 

ArbeItsbereich 1 

betrugsrelevant 711 724 1.316 2.751 54 

nicht dubios 103 127 338 568 11 

keine Rückmeldung 117 214 827 1.158 23 

sonstige 153 196 253 602 12 

Summe 1.084 1.261 2.734 5.079 100 

ArbeItsbereich 2 

betrugsrelevant 915 862 120 1.897 3 

nicht dubios 3.979 4.757 432 9.168 13 

keine Rückmeldung 22.958 32.025 904 55.887 81 

sonstige 912 954 98 1.964 3 

Summe 28.764 38.598 1.554 68.916 100 

ArbeItsbereIch 3 

betrugsrelevant 48 271 267 586 1 

nicht dubios 1.727 7.237 16.327 25.291 56 

keine Rückmeldung 334 7.714 8.431 16.479 36 

sonstige 84 453 2.449 2.986 7 

Summe 2.193 15.675 27.474 45.342 100 

Summe ArbeItsbereiche 1 - 3 32.041 55.534 31.762 119.337 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen, Österreich 
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b) Deutschland 

Die folgende Tabelle zeigt die aus anderen Mitgliedstaaten erhaltenen 

Anfragen und die von der deutschen Steuerverwaltung gesendeten 

Rückmeldungen. 

Deutschland: EUROFISC gesamt - erhaltene Anfragen und gesendete Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in '10 

Arbeltsberetch 1 

betrugsrelevant 1.465 2.135 2.394 5.994 55 

nicht dubios 978 1.172 1.832 3.982 37 

keine RückmeLdung 11 40 93 144 1 

sonstige 145 225 319 689 6 

Summe 2.599 3.572 4.638 10.809 100 

Arbettsberelch 2 

betrugsrelevant 716 559 253 1.528 3 

nicht dubios 5.188 4.772 1.752 11.712 19 

keine RückmeLdung 19.708 24.560 2.270 46.538 76 

sonstige 409 601 143 1.153 2 

Summe 26.021 30.492 4.418 60931 100 

SU ..... Arbeltsberetche 1 - 2 28.620 34.064 9.056 71.740 

Rundungsdifferenzen mögliCh 

QueUe: Bundesministerium für Finanzen. Deutschland 

164 

Deutschland halle im Prufungszeitraum Beobachterstatus im Arbeits­
bereich 3 und keinen Zugang zu den Daten dieses Arbeitsbereichs. 

Daher lagen keine Daten zum Arbeitsbereich 3 vor. 
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Die Folgende Tabelle zeigt die von Deutschland an andere Mitglied­
staaten gesendeten AnFragen und die von den Steuerverwaltungen der 
anderen Mitgliedstaaten erhaltenen Rückmeldungen. 

Deutschland: EUROFISC gesamt - gesendete Anfragen und erhaltene Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in '10 

ArbeItsbereich 1 

betrugsrelevant 3.349 2.087 2.824 8.260 19 

nicht dubios 4.415 5.286 3.054 12.755 30 

keine Rückmeldung 1.493 6.307 8.860 16.660 39 

sonstige 1.949 1.596 1.292 4.837 11 

Summe 11.206 15.276 16.030 42.512 100 

ArbeitsbereIch 2 

betrugsrelevant 46 89 216 351 32 

nicht dubios 6 31 152 189 17 

keine Rückmeldung 43 240 147 430 39 

sonstige 16 39 69 124 11 

Summe 111 399 584 1.094 100 

Summe ArbeItsbereiche 1 - 2 11.317 15.675 16.614 43.606 

Rundungsdifferenzen mögLich 

Quelle: Bundesministerium für Finanzen. Oeurschtand 

Deutschland hatte im Prüfungszeitraum Beobachterstatus im Arbeits-
bereich 3 und keinen Zugang zu den Daten dieses Arbeitsbereichs. 
Daher lagen keine Daten zum Arbeitsbereich 3 vor. 
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Die fo lgende Tabelle zeigt di e aus anderen Mitgliedstaaten erh altenen 
Anfragen und die von der unga rischen Steuerverw allUng gesendeten 
Rückmeldungen. 

Ungarn: EUROFISC gesamt - erhaltene Anfragen und gesendete Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in '10 

ArbeItsbereich 1 

betrugsrelevant 277 1.059 1.307 2.643 66 

nicht dubios 110 161 284 555 14 

keine Rückmeldung 0 87 60 147 4 

sonstige 292 227 113 632 16 

Summe 679 1.534 1.764 3.977 100 

ArbeItsbereich 2 

betrugsrelevant 218 570 436 1.224 15 

nicht dubios 280 599 224 1.103 14 

keine Rückmeldung 1.636 3.532 35 5.203 64 

sonstige 149 362 83 594 7 

Summe 2.283 5.063 778 8.124 100 

ArbeItsbereich 3 

betrugsrelevant 122 217 433 772 20 

nicht dubios 366 779 1.281 2.426 64 

keine Rückmeldung 62 0 0 62 2 

sonstige 32 100 391 523 14 

Summe 582 1.096 2.105 3.783 100 

Summe ArbeItsbereiche 1 - 3 3.544 7.693 4.647 15.884 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUe: Nationale Steuer und Zollverwaltung. Ungarn 
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Die folgende Tabelle zeigt die von Ungarn an andere Mitgliedstaaten 
gesendeten Anfragen und die von den Steuerverwal tungen der ande­
ren Mitgliedstaaten erhaltenen Rückme ldungen. 

Ungarn: EUROFlSC gesamt - gesendete Anfragen und erhaltene Rückmeldungen 

2011 2012 2013 insgesamt Anteil 
in "10 

Arbeltsberetch 1 

betrugsrelevant 202 263 195 660 14 

nicht dubios 256 434 117 807 17 

keine Rückmeldung 1.467 1.098 498 3.063 65 

sonstige 76 70 59 205 4 

Summe 2.001 1.865 869 4.735 100 

Arbeltsberetch 2 

betrugsrelevant 0 0 0 0 0 

nicht dubios 0 0 0 0 0 

keine Rückmeldung 0 0 0 0 0 

sonstige 0 0 0 0 0 

Summe 0 0 0 0 0 

Arbettsberetch 3 

betrugsrelevant 0 0 32 32 3 

nicht dubios 0 0 135 135 12 

keine Rückmeldung 93 78 448 619 55 

sonstige 118 48 171 337 30 

Summe 211 126 786 1.123 100 

Summe Arbeitsbereiche 1 • 3 2.212 1.991 1.655 5.858 

Rundungsdifferenzen mögLich 

QueUe: Nationale Steuer und ZoUverwaltung. Ungarn 
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Anhang 2: Datenaustausch zwischen Österreich , Deutschland und 
Ungarn 

a) Österreich 

Die folgende Tabelle zeigt die von Österreich an Deutschland gesen­
deten Anfragen: 

Österreich: über [UROFlSC an Deutschland gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

236 327 720 1.283 

13.553 18.123 664 32.340 

261 3.883 7.355 11.499 

14.050 22.333 8.739 45.122 

Ouelle: Bundesministerium für Finanzen, Österreich 

Arbeitsbereich 1 

Arbeitsbereich 2 

Arbeitsbereich 3 

Summe 

Die folgende Tabelle zeigt die von Österreich an Ungarn gesendeten 
Anfragen: 

Österreich: über EUROFlSC an Ungarn gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

49 82 200 331 

1.450 2.302 117 3.869 

87 590 1.131 1.808 

1.586 2.974 1.448 6.008 

QueUe: Bundesministerium für Finanzen. Österreich 
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Arbeitsbereich 2 

Arbeitsbereich 3 

Summe 

ANHANG 2 

b) Deutschland 

Die folgende Tabelle zeigt die von Deut chland an Österreich gesen­
deten Anfragen: 

Deutschland: über EUROFISC an Österreich gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

1.439 4.386 5.117 10.942 

6 25 57 88 

0 0 0 0 

1.445 4.411 !;.174 11.030 

Qu~LLe: Bundeszentralamt für Steuern, Deutschland 

Arbeitsbereich 1 

Arbeitsbereich 2 

Arbeitsbereich 3 

Summe 

Die fo lgende Tabelle zeigt die von Deutschland an Ungarn gesende­
ten Anfragen: 

Deutschland: über EUROFISC an Ungarn gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

305 390 303 998 

0 1 9 10 

0 0 0 0 

30!; 391 312 1.008 

QueUe: Bundeszentralamt für Steuern, Deutschland 
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Die folgende Tabelle zeigt die von Ungarn an Österreich gesendeten 
Anfragen: 

Ungarn: über EUROfIS( an Österreich gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

83 79 55 217 

0 0 0 0 

1 0 3 4 

84 79 58 221 

Quelle: Nationale Steuer· und Zollverwaltung, Ungarn 

Arbeitsbereich 1 

Arbeitsbereich 2 

Arbeitsbereich 3 

Summe 

Die folgende Tabelle zeigt die von Ungarn an Deutschland gesende­
ten Anfragen: 

Ungarn: über EUROfIS( an Deutschland gesendete Anfragen 

2011 2012 2013 insgesamt 

214 164 54 432 

0 0 0 0 

2 30 203 235 

216 194 257 667 

Quelle: Nationale Steuer- und ZoUverwaltung. Ungarn 
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des Rechnungshofes 

Bundeskriminalamt 
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums tür Inneres 

Bundeskriminalamt 

Das Bundeskriminalamt verfugte über keine Kennzahlen zur Perso­
nalbemes ung und -verteilung. Dadurch war nicht feststellbar. ob 
dem Bundeskriminalamt fur die Aufgabenerfullung zuviel. zuwe­
nig oder ausreichend Personal zur Verfugung tand. Dem Bundes­
kriminalamt und dem BMI fehlten die Grundlagen. unter Bedacht­
nahme auf die strategischen Schwerpunkte und Kernaufgaben die 
Organisation zu evaluieren und Per onalressourcen zuzuteilen. Der 
vom Bundeskriminalamt erstellte Organisationsplan war nicht auf 
den gesetzbch genehmigten Personalplan abgestimmt. 

Das Bundeskriminalamt konnte seine prioritäre. strategische Auf­
gabe - die Bekämpfung komplexer Kriminalitätsformen im Bereich 
der Cyber- und Wirtschaftskriminalität sowie der Organisierten Kri­
minalität - nicht wie geplant erfullen. weil das Per onal nicht ent­
sprechend umgeschichtet worden war. Obwohl der Istpersonalstand 
des Bundeskriminalamts im Jahr 2014 mit 602 Personen (inklu­
sive Dienstzuteilungen) deutlich höher war als der Sollstand (518). 
fehlten im September 2014 bei der Bekämpfung der Cyberkrimi­
nalität rd. 55 % . bei der Wirtschaftskriminalität rd. 14 % und im 
Bereich der internationalen Aufgabenerfullung rd. 27 % des vom 
Bunde kriminalamt fur erforderlich gehaltenen Personals. Zudem 
war das derzeitige System der Einrichtung von Sonderkommissi­
onen im Bereich der Wirtschaftskriminalität res ourcen- und zeit­
aufwändig und damit wenig effizient. 

Der vom Bunde kriminalamt entwickelte Sicherheitsmonitor war 
ein gute Instrument zur zeitnahen Analyse des Kriminalitätsge­
schehens. Die ordnung gemäße Protokollierung von Straftaten (im 
Aktenprotokollierungssystem PAD) bildete die Voraussetzung fur die 
Au sagekraft de Sicherheitsmonitors. war allerdings nicht durch­
gehend gewährleistet. Der Anteil der bei der nachträglichen Qua­
litätssicherung durch das Bundeskriminalamt auffallenden und zu 
prüfenden Erfassungsmängel betrug durchschnittlich rd. 16 % und 
verursachte dementsprechend einen hohen Nach- Bearbeitungsauf­
wand. 
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Das Bundeskriminalamt und die Landeskriminalämter harten keinen 
unmittelbaren Zugriff auf die von den nachgeordneten Dienststel­
len im Aktenprotokollierungssystem PAD erfassten kriminalpolizei­
lichen Daten, weil dieses nicht als Informationsverbund eingerichtet 
war. Dies verur achte zusätz.lichen Vcrwaltungsaufwand und ver­
zögerte kriminalpolizeiliche Ermittlungen. 

Ziel der Überprüfung war insbesondere die Beurteilung der EffIzienz 
des Personaleinsatzes im Hinblick auf die Aufgaben des Bundeskri­
minalamts, der Reaktion de Bundeskriminalamts auf Veränderungen 
der Kriminalitätslage (z.B. Cyberkriminalität, Wirtschaftskrimina­
lität). der Abgrenzung der Aufgaben und Tätigkeiten zu anderen 
Organisationseinheiten, des Informationsaustausches zwischen dem 
Bundeskriminalamt und Organi ation einheiten des BMI bzw. mit 
ausländischen Polizeibehörden und der Qualität der Daten zur Kri­
minalitätslage als Basis für Maßnahmen. (TZ 1) 

Ziel der Einrichtung des Bundeskriminalamts war, eine Einrich­
tung zu chaffen, die aufgrund ihrer Organisation und Ausstat­
tung mit speziell ausgebildetem Personal und Sachmitteln besser 
zur Bekämpfung überregionaler und schwerwiegender Kriminali­
tät und zur Führung der internationalen polizeilichen Kooperation 
geeignet ist. Die Zuständigkeiten des Bunde kriminalamt und die 
Abgrenzung zu anderen Organisationseinheiten des BMI waren aus­
reichend klar defmiert und geregelt. Die in Anbetracht der zahl­
reichen Schnittstellen zu anderen Organisation einheiten im BMI 
erforderliche effiziente Informations- bzw. Kommunikationspolitik 
des Bundeskriminalamts war grundsätzlich vorhanden, in einigen 
Bereichen - etwa bei der IT - bestand allerding Verbesserungs­
potenzial. [TZ 2) 

Die Erarbeitung einer gemeinsamen polizeilichen Strategie (Krimi­
na lpolizei, Staats chutz, Verkehrs- und Fremdenpolizei) auf Ebene 
der Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit war zweckmä­
ßig, weil die Ausrichtung auf übergeordnete strategische Gesamt­
ziele eine konzertierte Priori ierung, Steuerung und Kontrolle de 
Ressourceneinsatzes bei den nachgeordneten Dien tstellen erfordert. 
Durch den gesamtheitlichen Strategieentwicklung proze s war die 
Einbindung aller relevanten Akteure sichergestellt. [TZ J) 
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Das Bundeskriminalamt bezog in seine Bereichsstrategie die strate­
gi ehen Gesamtziele der Generaldirektion ein. Die zu geringe Fokus­
sierung auf die Kernaufgaben im Bereich neuer und komplexer 
Kriminalitätsformen (Cybcrcrime. Organi ierte Kriminalität. Wirt­
chaftskriminalilät) - vor allem das Fehlen personeller und orga-

ni alorischer Strukturen - führte allerdings zu DefIziten bei deren 
Umsetzung. (TZ 4) 

Das BMllistele bei einen Wirkungszielen eine Reihe von Maßnah­
men auf. mit deren Hilfe die Wirkungsziele erreicht werden ollen. 
Einzelne Maßnahmen waren durch Organisationseinheiten mit eige­
nem Detailbudget - wie bspw. das Bunde kriminalamt - umzuset­
zen. Die Auswahl der Maßnahmen erfolgte im Rahmen des Stra­
tegieentwick.lungsprozesses. Die au gewählten Maßnahmen waren 
neben anderen auch Teil der im Ressourcen-. Ziel- und Leistungs­
plan festgeschriebenen Ziele. Das Bundeskriminalaml erreichte die 
für 2013 im Rahmen der Wirkungsoriemierung für die Maßnah­
men al Erfolg fe 19e1egten Meilensteine. (TZ 5) 

Organisationsänderungen 

Die im überprüften Zeitraum vorgenommenen Organisationsände­
rungen zielten im Wesentlichen auf eine Verbesserung der Organi­
ation und der Abläufe im Bundeskriminalamt ab und konnten auf 

Basis der vorgelegten Dokumente grundsät7.lich nachvollzogen wer­
den. Für die Herau lö ung des Projektrnanagements und -control­
lings aus dem Büro Kriminalstrategie lag keine Dokumentation der 
Gründe - wie b pw. eine effozientere Aufgabenwahrnehmung - vor. 
Für das Projektmanagement und -controlling waren auch keine Auf­
gaben und Tätigkeiten in der Geschäftsordnung festgelegt. Aus Grün­
den der Transparenz und Nachvollziehbarkeit wären Aufgabengebiete 
und Zuständigkeiten von Organisationseinheiten eindeutig festzu­
legen. (TZ 6) 

Personalplan 

Das ßundeskriminalamt verfügte über keine Kennzahlen zur Per­
sonalbemes ung und -verteilung. Dadurch war nicht feststellbar. 
ob dem Bundeskriminalamt zuviel. zuwenig oder ausreichend Per­
sonal zur Verfügung stand. Dem Bundeskriminalamt und dem BMI 
fehlten die Grundlagen. unter Bedachtnahme auf die strategischen 
Schwerpunkte und Kernaufgaben die Organisation zu evaluieren 
und Per onalressourcen zuzuteilen. (TZ 7) 
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Die im Jahr 2013 vorgenommene Organ i ation entwicklung des 
Bundeskriminalamts erfolgte nicht abgestimmt mit dem Personal­
plan des Bundes. Das BMI stellte dem Bundeskriminalamt für die 
Umsetzung zwar genehmigte und bewertete Arbeitsplätze, in den 
Personalplänen 2014 und 2015 aber nicht die daflir vorgesehene 
Anzahl von Planstellen zur Verfügung. Das Bunde kriminalamt 
konnte daher Kernelemente der Um trukturierung. nämlich den 
Aufbau des Cybercrime- Competence-Centers (C4) und die Aufsto­
ckung des Sirene-Büros im Rahmen der Schengen-Erweiterung, 
nicht wie geplant erfüllen. (TZ 7) 

Dienstzuteilungen 

Der Anteil der dienstzugeteilten Bediensteten am Gesamtpersonal-
tand des Bundeskriminalamts ging seit 2010 von über 30 % auf 

rd. 18 % zurück. Grund dafür war allerdings keine grundlegende 
Änderung der Zuteilungspraxis, sondern dass das BMl dienstzutei­
lungsintensive Aufgabenbereiche an andere Organisationseinheiten 
übertrug. Bei den bestehenden Aufgabenbereichen des Bundeskri­
minalamts war im gleichen Zeitraum ein deutlicher Anstieg (27 %) 
zu verzeichnen. (TZ 8) 

Die Dienstzuteilungen zum Bunde kriminalamt erfolgten im Wesent­
lichen nicht zur Abdeckung eines kurzfristigen Bedarfs. ondern 
mirtel- bis langfristig mit einer durch chnittlichen Dauer von 
rd. 3,4 Jahren (Stand Juli 2014). Zu den Sonderkommissionen waren 
konstant knapp über 50 Bedienstete dienstzugeteilt, die durch­
schnittliche Dienstzuteilung dauer tieg eit 2011 von rd. 1,5 Jah­
ren auf rd. 2,8 Jahre an. Im Bereich der verdeckten Ermirt lung dau­
erten die Dienstzuteilungen durchschnittlich zwischen rund sieben 
und acht Jahre, in Einzelfallen bis zu fast 30 Jahre. Für die Dienst­
zugeteilten bestand aufgrund einer Ausnahmebe timmung der Rei­
egebührenvorschrift in der Regel Anspruch auf Zuteilungsgebühr 

über eine Zuteilung dauer von 180 Tagen hinaus. Das verursachte 
jährliche Mehrkosten flir einen Bediensteten in Höhe von mindes­
tens 7.550 EUR (insgesamt über 600.000 EUR pro Jahr). (TZ 9) 

Arbei tsleihverträge 

Das BMI stellte Bedienstete - beim Bundeskriminalamt zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung zehn Mitarbeiter - im Wege eines Personal­
bereitsteIlers an. Durch die ftnanziellen Aufschläge des Personal ­
bereitsteIlers und die Umsatzsteuer entstanden um rund ein Drirtel 
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höhere Ausgaben als rur gleichwertige eigene Bedienstete. Weiters 
erfolgte damit eine Ver chiebung vom Personal- zum Sachaufwand. 
Die Folge ist, dass der Per onalplan des Bundes seine Steuerungs­
funktion verliert und die Transparenz hinsichtlich des Personalauf­
waneIs verringert wird. (TZ 10) 

Personal fehlstände 

Das Bundeskriminalamt wies durch den nicht auf den gesetzlich 
genehmigten Personalplan abgestimmten Organisationsplan und 
nicht vorgenommene Umschichtungen innerhalb des Ressorts in 
strategischen Schwerpunkt- und Kernaufgabenbereichen gegenüber 
dem Organisationsplan hohe personelle Fehl tände (Abweichungen 
Soll gemäß Organisationsplan zu Ist) auf. Bei der Bekämpfung der 
Cyberkriminalität betrugen diese rd. 55 % , bei der Wirtschaftskri­
minalität rd. 14 % und im Bereich der internationalen Aufgabener­
füllung rd. 27 %. (TZ 11) 

Dienstzeitregelung und Abgeltung Mehrleistungen 

Zwischen 2009 und 2013 reduzierte das Bundeskriminalamt die 
bezahlten Über tunden um 45 %. Die Ausgaben für Überstunden 
waren allerdings mit 2,83 Mio. EUR bzw. 11,3 % der Ge amtbe­
züge der Bediensteten weiterhin hoch. Eine Evaluierung der Not­
wendigkeit der Überstunden nahm das Bundeskriminalamt nicht 
vor. (TZ 12) 

Die Umstellung der Dienstzeitregelung auf ein einheitliches Gleit­
zeitmodell war zweckmäßig. Das Bundeskriminalamt nahm aller­
dings Überstundenabrechnungen nicht quartalsweise und automa­
tionsunterstützt im elektronischen Zeiterfassungssystem, sondern 
monatlich als Akontierung vor. Dadurch entstand vermeidbarer 
Mehraufwand. (TZ 12) 

Journaldienste und Rufbereitschaften 

Das Bundeskriminalamt reduzierte die Journaldienst- und Rufbe­
reitschaftsstunden zwischen 2009 und 2013 um 22 % bzw. 52 % 

deutlich. Allerdings war die Anzahl der Journaldienste mit regel ­
mäßig 23 Bediensteten immer noch hoch. (TZ 13) 
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Projeknätigkeit 

Das Bundeskriminalamt leistete durch die Teilnahme an internati­
onalen Projekten einen wesentlichen Beitrag zu diesem strategi ch 
wichtigen Thema des BMI. Abweichend vom Grund atzerla s des 
BMI, wonach eine Tätigkeit als Experte für solche Projekte unter 
Bezug eines entsprechenden Honorar als Nebentätigkeit zu qualifI ­
zieren war, konnten Mitarbeiter des Bundeskriminalamts aufgrund 
einer onderregelung sech Stunden Dienstzeit pro Expertentag ver­
rechnen. Eine ähnliche Regelung galt auch für die Sicherheitsaka­
demie. Die e Regelungen waren sachlich nicht nachvollziehbar. Das 
BMI hatte drei Jahre nach Inkrafttreten der Sonderregelung noch 
keine ressortübergreifende Abklärung herbeigeführt. rrz 14) 

Für die Auswahl von Experten gab es keine nachvollziehbaren Kri­
terien. Den Großteil der Expertentätigkeit führten im Prüfungszeit­
raum nur wenige und durchwegs dieselben Personen im Bunde kri­
minalamt durch. Zudem verfügte das Bundeskriminalamt über keine 
Überlegungen und Vorgaben, welcher interne Ressourceneinsatz für 
Projekte zweckmäßig und notwendig wäre. rrz 14) 

Frauenantei l und Gender 

Der Frauenanteil beim Bundeskriminalamt lag im Jahr 20 14 mit 
rund einem Viertel etwas über dem Durch chnitt des BMI von rd. 
22,5 % . Der Frauenanteil bei den Leitung funktionen lag unter 
20 % , war eil 2010 nur wenig angestiegen und insbe ondere im 
Exekutivdienst mit 6,7 % noch gering. Der geltende FrauenfOrde­
rungsplan des BMI stammte aus dem Jahr 2010 und gab quantita­
tive Ziele lediglich bi Ende de Jahres 2012 vor. (TZ 15) 

Wirtschaft kriminalität 

Die Bekämpfung der Wirtschaft kriminalität war ein wesentlicher 
strategi cher Schwerpunkt de BMI und des Bundeskriminalamt . 
AI Maßnahmen waren auch die Projekte. chwerpunkt Wirtschafts­
kriminalität" und. Vermögenssicherung l NEU" vorgesehen. Zu DefI­
ziten bei deren Umsetzung kam es vor allem wegen der - aufgrund 
bi her nicht erfolgter Umschichtungen - zu geringen Ausstattung 
mit tammpersonal, der daraus resultierenden ungünstigen Rela­
tion tammpersonal (55 % ) zu Dienstzuteilungen (45 % ), dem inho-

I Einziehung k.rimin~11 ('rwln~haf1('I("r V('1'mOgrn~w('n(" 
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mogenen QualifIkationsniveau und wegen organisatorischer Män­
gel (rd. 43 O!o der Mitarbeiter waren auf anderen Arbeitsplätzen als 
It. Organisationsplan eingesetzt). Eine effektive Bekämpfung der 
immer komplexer werdenden Wirtschaftskriminalität auf Ebene de 
Bundeskriminalamts war damit nicht in vollem Umfang gewähr­
leistet. (TZ 16) 

Sonderkommissionen 

Eine Sonderkommis ion konnte unter bestimmten Voraussetzungen 
als besondere kriminalpolizeiliche Ermittlungseinheit ftir einen 
bestimmten Zeitraum eingerichtet werden. Das derzeitige System 
der Einrichtung von Sonderkommissionen war ressourcen- und zeit­
aufwändig und damit wenig effizient. Es verursachte hohen admi­
nistrativen Aufwand, weil weder geeignetes Stammpersonal in aus­
reichender Quantität und Qualität noch Räume und Infrastruktur auf 
Abruf zur Verftigung standen. Dadurch kam es zu Anlaufschwierig­
keiten und Reibungsverlusten in der Ermittlung arbeit. Durch ent­
sprechende Per onalausstattung des Bundeskriminalamts und ver­
besserte Ausbildung im Bereich der Wirtschaftsermittlungen sollte 
es in Zukunft möglich sein, Großverfahren in der Linie abzuarbei­
ten. Sonderkommissionen sollten nur mehr in Ausnahmef.illen ein­
gerichtet werden. (TZ 17) 

Technische Unterstützung ftir Wirtschaft ermittlungen 

Der in der Regel hohe Datenanfall bei Großverfahren war nur mehr 
mit entsprechender technischer Unterstützung zweckmäßig und effi­
zient abzua.rbeiten. Aufgrund fehlender eigener Technik und Exper­
tise im Bundeskriminalamt war man bei Großverfahren gezwungen, 
auf Sachverständige zurückzugreifen, die hohe Kosten verursach­
ten. Die Produktentscheidung ftir eine geeignete Such- und Ana­
Iysesoftware stand noch aus, obwohl seit April 2012 eine Arbeits­
gruppe ftir die Beschaffung be tand. Die Kostentragung war ebenso 
nicht geklärt. (TZ 18) 

Cybercrime 

Das BMI bzw. da Bundeskriminalamt hatten die im Rahmen der 
strategi ehen Schwerpunktsetzung bereits ftir Ende 2012 geplante 
Einrichtung des Cybercrime-Competence-Centers im Bundeskrimi­
nalamt erst teilweise umgesetzt. Mit Stand September 20 14 wa.r das 
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Cybercrime-Competence-Center mit 32 Bediensteten erst mit rd. 45 % 
des vom Bundeskriminalamt für erforderlich erachteten Personals fix 
besetzt, keine eigene standardisierte Grundausbildung für Mitarbei­
ter im Cybercrime Bereich vorhanden und mögliche Synergieeffekte 
mit anderen Qrganisationseinheiten des BMI nicht gehoben. rrz 19) 

Aktenverwaltungssy tem 

Das neue elektronische Aktenverwaltungssystem beim Bundeskrimi­
nalamt soll die Aktenbearbeitung und den Informationsfluss trans­
parenter machen und künftig Bewertungen der Auslastungen der 
Abteilungen ermöglichen. Vom Start de Projekt bis zur tatsäch­
lichen Inbetriebnahme waren allerdings mehr al zehn Jahre ver­
gangen. (TZ 21) 

Aktenprotokollierungssystem als Datenquelle 

Das Bundeskriminalamt und die Lande kriminalämter (außer in 
Wien) hatten keinen unmittelbaren Zugriff auf die von den ande­
ren Dienststellen im Aktenprotokollierungssystem PAD erfassten 
Daten, weil die es nicht al Informationsverbund eingerichtet war. 
Dies verursachte zusätzlichen Verwaltung aufwand und verzögerte 
kriminalpolizeiliche Ermittlungen, wobei gerade bei kriminalpolizei­
lichen Ermittlungen ein rascher Überblick über bundesweit vorlie­
gende Daten notwendig wäre, um Vernetzungen oder neue Phäno­
mene zu erkennen und zeitnah reagieren zu können. Demgegenüber 
hatten in Wien nachgeordnete Dienststellen Zugriff auf da PAD 
des Landeskriminalamts und konnten damit potenziell auf sensible 
Ermittlungsrälle zugreifen. Das Nachfolgesystcm PAD NG sollte eine 
vereinfachte und zeitsparende Bearbeitung für Erfasser von Daten 
ermöglichen. Es war jedoch nicht als Informationsverbund konzi­
piert, wodurch au h weiterhin zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
und verzögerte Ermittlungen verursacht werden. (TZ 22) 

Daten zur Kriminalitätslage 

Der vom Bundeskriminalamt entwickelte Sicherheit monitor war ein 
gutes Instrument zur zeitnahen Analyse des Kriminalitätsgeschehens 
sowie zur Unterstützung der Dienststellen bei der Einsatzplanung 
und Ressourcensteuerung. Alle Informationssysteme und -schienen 
des Sicherheitsmonitors beruhten auf den im Aktenprotokollierungs­
system PAD erfassten Daten. Die ordnungsgemäße und unmittelbare 
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Protokollierung bildete omit die Voraussetzung fUr die Aus age­
kraft und Effektivität der im Sicherheitsmonitor erstellten Lage­
bilder, Berichte und Auswertungen. Das Bundeskriminalamt fUhrte 
daher eine nacbgängige Qualitätssicherung anhand von Plausibi­
Iitätskontrollen durch. Der Umfang der dabei aulTalienden und zu 
prüfenden Erfassungsmängel lag bei durchschnittlich rd. 16 % der 
Gesamtzahl und verursachte dementsprechend einen hohen Bear­
beitungsaufwand. Weiters traten bei der Erfassung von Straftaten 
Verzögerungen auf, so lagen in rd. 25 % der Fälle mehr als Sieben 
Tage zwischen dem Tatzeitende und der Erfassung im Sicherheits­
monitor. (TZ 23) 

Zwischen der vom BMI unter Verantwortung des Bundeskriminal­
amts gefUhrten polizeilichen Kriminalstatistik und den Statistiken 
der Straljustiz bestand keine Verknüpfung. Aussagen über die Wei ­
terbehandlung der Anzeigen bei der Justiz waren daher nicht mög­
lich. (TZ 24) 

Die korrekte Datenerfassung in der Kriminal tatistik bildete die 
Voraussetzung fUr die richtige Darstellung und Beurteilung der Kri ­
minalitätslage. Das Bundeskriminalamt nahm die nachgängige Qua­
litätskontrolle effektiv wahr, was allerdings mit einem großen Res­
sourceneinsatz verbunden war. (TZ 25) 

Daten- und Informationsaustausch auf nationaler Ebene 

Die Einrichtung des Single Point ofContact (SPOC) beim Bunde kri­
minalamt war zweckmäßig, um den Ein- und Ausgang vOn Nach­
richten zu zentralisieren. Trotz jahrelanger Evaluierung War aller­
dings noch keine Entscheidung über den Fortbestand der zu ätzlich 
bestehenden Fernmeldestelle getroffen worden. (TZ 26) 

Aus den Eintragungen im Sicherheitsmonitor generierte das Bun­
deskriminalamt täglich sogenannte Lagebilder zu ver chiedenen 
Themen (z.B. Falschgeld, Raub, Schlepperei), um Kriminalität ent­
wicklungen zu erkennen. Ein Lagebild . Betrug" stand nicht zur Ver­
fUgung, obwohl dies zweckmäßig wäre, um überregionale Verflech­
tungen erkennen zu können und bspw. den Tätern gewerbsmäßige 
Tatbegehungen nachweisen zu können. Dies wäre insbe ondere in 
Fällen, in denen die Tatbegehung unter Verwendung elektronischer 
Medien erfolgt, wichtig. (TZ 27) 
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Die vom Bundeskriminalamt eingerichteten .Factotum"-Analyse­
datenbanken bolen eine gu{e Möglichkeit zur Datenverknüpfung 
und zum Erkennen überregionaler Entwicklungen und Strukturen. 
Die ErmittIer nutzten die Analysedatenbanken in den Jahren 2012 
bis 2014 in sehr unterschiedlichem Ausmaß. So hatten zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung die Sachbearbeiter im Burgenland, in Salz­
burg. der Steiermark und in Wien noch keinen einzigen Fall im 
Factotum .Einbruch" erfasst. Aussagekräftige Auswertungen und 
Erkenntnisse sind aber nur dann möglich, wenn die Datenbanken 
von allen betroffenen Ermittlern adäquat befüllt werden. (TZ 28) 

Die OK2-Datenbank des Bundeskriminalamts war für die OK-Koor­
dinatoren bei den Landeskriminalämtern nicht zugänglich und damit 
der Informationsfluss eingeschränkt. Treffen mit den OK-Koordina­
toren fanden nur einmal jährlich und nicht quartalsweise, wie im 
Erla s des Bundeskriminalamts vorgesehen, statt. Die Anzahl der 
ausgefüllten OK- Fragebögen, die der Informationsweitergabe an 
EUROPOL dienten und eine bundesweite Abbildung des OK-Gesche­
hens ermöglichen sollten, war österreich weit sehr unterschiedlich. 
In den Ländern Tirol und Vorarlberg gab es in den Jahren 2011 bis 
2013 keine bzw. nur zwei Eintragungen. (TZ 30) 

Das im Konzept für ein Informationsmanagement vorgesehene Wis­
ensboard des Kompetenzzentrums für Wirtschaftskriminalität war 

nur mit wenigen Informationen gefüllt und nachgeordnete Dienst­
stellen konnten noch nicht darauf zugreifen. (TZ 31) 

Das Bundeskriminalamt steUte den nachgeordneten Dienststellen 
grundsätzlich eine ausreichende Anzahl an Fortbildungsmöglich­
keiten zur Verfügung. Insbesondere der kriminalistische Leitfaden 
im BMI-Intranet bildete eine gute Handlungsanleitung. (TZ 32) 

Die sicherheits- und kriminal polizeiliche Berichterstattungsvor­
schrift war nicht mehr aktuell und nicht an die neuen Organisati­
onsstrukturen der Sicherheitsbehörden angepasst. (TZ 33) 

Daten- und Informationsaustausch auf internationaler Ebene 

Das Bunde kriminalamt pflegte nur wenige Informationen in das 
EUROPOL- Informationssyslem ein, obwohl Ö terreich für die Ein­
richtung dieser Datenbank rd. 1,48 Mio. EUR bezahlt hatte. Die feh­
lende Datenlieferung könnte zu einem Vertragsverletzungsverfah-

1 Orga nisirnc Kriminalität 
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Kurzfassung 

Rechtsgrundlagen 

Personalstand 

Soll gemäß Personalplan 

Ist in Köpfen zum 1. Jänner 

Ist in VBÄ zum 1. Jänner 

davon 

Dienslzutei/ungen 

Gebarung 

Personalausgaben 

Sachausgaben 

Ausgaben insgesamt 

Bundeskriminalamt 

ren führen und eine bestimmungsgemäße Nutzung der Datenbank 
zur nationalen und internationalen Kriminalitätsbekämpfung war 
nicht wie beabsichtigt sichergestellt. [TZ 35) 

Das Schengen-Informationssystem SIS I] und das INTERPOL- Kom­
munikationssystem 1-24/7 boten den nachgeordneten Dienststel ­
len gute Möglichkeiten zur ra ehen Informatjon beschaffung. Die 
nachgeordneten Dien tstellen nutzten die Systcmejedoch aufgrund 
mangelnder Informationen in ehr unterschiedlichem Ausmaß bzw. 
teilweise gar nicht. (TZ 36) 

Kenndaten zum Bundeskriminalamt 

Bundeskriminalamt- Gesetz, BGBl. I Nr. 22/ 2002; 
Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975; 
Sicherheitspolizei gesetz, BGBL Nr. 566/ 1991; 
PoHzeikooperationsgesetz, BGBl. I Nr. 104/1997; 
EU- Polizeikooperationsgesetz, BGBl. I Nr. 132/2009 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung 
2009-2014 

Anzahl in '10 

557 557 557 580 566 518 - 7,0 

639 639 760 752 739 610 - 4,5 

629,35 629,00 749,68 741,98 730,73 601,80 - 4,4 

192,60 190,00 208,75 189,50 186,50 110,00 - 42,9 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung 
2009-2014 

in Mio. EUR in Ofo 

41,44 41,19 41,88 44,14 40,64 39,36 - 5,0 

17,53 16,92 18,42 17,67 19,53 18,44 + 5,2 

58,97 58,11 60,30 61,81 60,17 57,80 - 2,0 

QueUen: Personalplan des Bundes. BMI (Managementin formationssystem). Bundeskriminalamt; Haushaltsinformationssystem 
des Bundes 
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1 Der RH überprüfte von Mai bis Oktober 2014 die Gebarung des BMI 
hinsichtlich des Bundeskriminalamts. Erhebungen erfolgten im BMI, 
im Bundeskriminalamt und bei den Landespolizeidirektionen und Lan­
de kriminalämtern Salzburg und Wien. 

Ziel der Überprüfung war insbesondere die Beuneilung 

- der Effizienz des Personaleinsatzes im Hinblick auf die Aufgaben 
des Bunde kriminalamts; 

- der Reaktion des Bundeskriminalamts auf Veränderungen der Kri­
minalitätslage (z.B. Cyberkriminalität, Winschaftsk.riminalität); 

- der Abgrenzung der Aufgaben und Tätigkeiten zu anderen Organi­
sationseinheiten; 

- des Informationsaustausches zwischen dem Bundeskriminalamt und 
Organisationseinheiten des BMI bzw. mit ausländischen Polizeibe­
hörden; 

- der Qualität der Daten zur Kriminalitätslage als Basis fUr Maßnah­
men. 

Entsprechend den Aufgaben des Bundesk.riminalamts legte der RH sei ­
nen Schwerpunkt auf die Überprüfung der Zusammenarbeit mit den 
Landeskriminalämtem bei der Bekämpfung überregionaler Krimina­
lität sowie von Kriminalfallen mit Auslandsbezug. Nicht Gegenstand 
der Überprüfung war die Abteilung fUr Forensik und Kriminaltechnik 
sowie die Bearbeitung konkreter Einzelfalle. 

Der Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2009 bi Mille 20t4. 

Zu dem im April 2015 übermillelten Prüfungsergebnis nahm das BMI 
im Juli 2015 Stellung. Der RH erstallete seine Gegenäußerung im Sep­
tember 2015. 

Aufgaben und Zuständigkeiten 

Einrichtung des 
Bundeskriminalamts 

190 

2.1 Ziel der Einrichtung de Bundeskriminalamts war, eine Einrichtung zu 
schaffen, die aufgrund ihrer Organisation und Ausstallung mit spezi­
ell ausgebildetem Personal und SachmilleIn besser zur Bekämpfung 
überregionaler und schwerwiegender Kriminalität spezialisien und 
zur Führung der internationalen polizeilichen Kooperation geeignet 
ist. Weitere Ziele waren die Einrichtung einer Kommunikationsdreh-
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Aufgaben und Zuständigkeiten Bundeskriminalamt 

scheibe (Single Point of Contact - SPOCl, die Steuerung und Koordi­
nierung der Sicherheitsbehörden und Sicherheitsdienststellen bei der 

Ausübung der Aufgabe "Kriminalpolizei") sowie insgesamt eine Stei­

gerung der EffIzienz durch Ressourcenbündelung. 

Das Bundesrnminalamt hane im Jahr 2002 die operative Tätigkeit 
aufgenommen und war eine Organisarionseinheit der Generaldirek­
tion rur die öffenlliche Sicherheit (Sektion 11 im BMI). Das Bundesltri­

minalamt soll als Zentralstelle in Österreich alle Landesltriminalämter 
und nachgeordneten Polizeidienststellen durch Assistenzdie nste, Sup­

portleistungen und Controlling unterstützen. Es ist national und inter­
national Ansprechpanner für polizeiliche Kooperalionen. 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten der Organisalionseinheiten des SM I 
im Itriminalpolizeilichen Bereich waren im Wesenllichen in folgenden 

Gesetzen und Richllinien geregelt: 

Tabelle 1: Regelungen der Aufgaben und Zuständigkeiten 

Organisationseinheit 

Bundeskriminalamt 

Grundlage 

Bundesamt zur Korruptionsprävention 
und Korruptionsbekämpfung (BAK) 

Bundeskriminalamt-Gesetz; Geschäftsordnung 

BAK-Gesetz 

Bundesamt für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung (BVT) 

Geschä ftsverteilung 

Landeskriminalämter Kriminaldienstrichtlinie (KOR) hinsichtlich der Zuständigkeit; 
Organisation, Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung der 
Landespolizeidire1ctionen (OGO und GE LPO) hinsichtlich des 
organisatorischen Aufbaus 

Bezirks- bzw. Stadtpolizeikommanden Kriminaldienstrichtlinie (KOR) hinsichtlich der Zuständigkeit; 
Organisation und Geschähsordnung der Bezirks- und 
Stadtpolizeikommanden (OGO- BPK/SPK) hinsichtlich des 
organisatorischen Aufbaus 

Poli zei i nspektio nen Kriminaldienstrichtlinie (KOR) hinsichtlich der Zuständigkeit; 
Organisation und Geschäftsordnung der Polizeiinspektionen/ 
Fachinspektionen (OGO - PIfFl) hinsichtlich des organisatorischen 
Aufbaus 

Quellen: Bundesgesetze bzw. BMI (Richtlinien) 

Bund 2015/14 

Aus der Geschäftsordnung des Bundeskriminalamts gi ng hervor, dass 
der leitung des Bundeskriminalamts die Fachaufsic ht über die dem 
BMI nachgeordneten Sicherheitsbehörden sowie der Sicherheitsdienst­
stellen in Angelegenheiten der Kriminalpolizei obliegt. Ebenso konnte 

) Kriminalpolizei verstanden als die Wahrnehmung von Aufgaben im DiensIe der Straf­
rcchlspnege. insbesondere die Aufklärung siralbarer Handlungen nach den Bes[im­
mungen der Sirafprozessordnung 1975. 
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Aufgaben und Zuständigkeiten 

Strategie 

Kri minalpolizeiliche 
Strategie des SMI 

192 

die Leitung des Bundeskriminalamts die Ausübung von Befugnissen 
j ederzeit an sich ziehen. 

2.2 Der RH hielt positiv fest, dass die Zuständigkeiten des Bundeskrimi­

nalamts und die Abgrenzung zu anderen Organisalionseinheiten des 
BMI ausreichend klar defoniert und geregelt waren. Die in Anbetracht 

der zahlreichen Schnittstellen zu anderen Organisationseinheiten im 
BMI erforderliche efftziente Informalions- bzw. Kommunikationspoli­

tik des Bundeskriminalamls war grundsäul ich vorhanden, in einigen 
Bereichen (etwa bei der IT - siehe dazu auch TZ 21 ff.) bestand aller­
dings Verbesserungspotenzial. 

3.1 Bi 2010 traf das Bundeskriminalamt eigene kriminalpolizeiliche Stra­

tegievereinbarungen mit den SicherheiLSdirektionen bzw. Landespo­
lizeikommanden in den Bundesländern. Seit dem Jahr 2011 erstellte 
die Generaldirektion rur die öffentliche Sicherheit (Gcncraldirektion) 

basierend auf der 2010 erstmals formulierten Gesamtstrategic des BMI 
.Innen.Sicher- eine gemeinsame Strategie rur die polizeilichen Auf­
gabenbereiche (Kriminalpolizei, Staatsschutz, Verkehrs- und Frem­

denpolizeil und vereinbarte Arbeitsschwerpunkte (Regionalstrategien) 
mit den Landespolizeidirektoren 4 Das Bundeskriminalamt wirkte im 
Bereich Kriminalpolizei mit. 

Im Jahr 2013 implementierte die Generaldirektion einen neuen - in 
einem Slrategiehandbuch festgeschriebenen - gesamtheitlichen Stra­
tegieentwickJungsprozess, der erstmals 2014 wirksam wurde. In allen 

Phasen waren - in unterschiedlicher Zusammenseuung - Vertreter 
der zuständigen Organisationseinheiten der Gcneraldirektion und der 
Landespolizeidirektionen eingebunden und entsprechende Verantwort­

Iichkeiten bestimmt. Basierend auf mittelfristigen strategischen Zie­
lens und Initiativen wurden jährliche Schwerpunkte der Generaldi­
rektion festgelegt. 

4 bis zur 2012 wi rwrn gcwordcnen Reform der S,cherhcißbchörden Vereinbaru ngen 

zwischen Generaldlreklion und den Sichcrhcitsdireklort'n und Landespolizeikomman· 
danten 

., Die aktuellen fünf strategischen Zicle (für Planung 20 15) lauten: .Dle Polizei in der 
gesamten Gesellschaft vern elzen-, .Handlungssichcrheit steigern-, .. Inpuls der leis 
lungscrbringung konzenlrieren". "Proakt ive Polizciarbcil . insbesondere Kriminali ta ts­

bcka mpfung sicherstellen" (bis 2014 statIdessen: .. Wirkungsorienlienen Fokus in der 
intemalionalen Polizeiarbeit selzen~). ~Naher am Burger sei n: ncxibel und bedarfsgc­
rC('ht~. 
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Strategie 

Bereichsstrategie des 
Bundeskri minalamts 

Bund 2015/14 

Bundeskriminalamt 

Strategische Schwerpunkte der Generaldirektion mit kriminalpolizei ­
licher Relevanz für 2014 waren bspw. der systematische Einbau neuer 
Medien in die Polizeiarbeit und die SchaITung der daftir notwendigen 
Kompetenzen link!. Cybercrime), die Umsetzung einer Organisierte Kri­
minalität (OK) - Strategie sowie Maßnahmen zur Vermögenssicherung6. 

Zusätzlich zu diesen generellen Vorgaben wurden jährlich operative 
Ziele und Maßnahmen zu regionalen _Top J Phänomenen" je Bun­
desland vereinbart. Auf Initiative des Bundeskriminalamts legte die 
Generaldirektion für 2015 erstmals fest, dass einer dieser regionalen 
Schwerpunkte jedenfalls auf die BekämpFung der Eigenrumskrimina­
lität zu legen ist. 

3.2 Der RH beurteilte die Festlegung einer gemeinsamen polizeilichen Stra­
tegie auf Ebene der Generaldirektion als zweckmäßig. Die Ausrichtung 
auf übergeordnete strategische Gesamtziele erforderte eine konzer­
tierte Priorisierung, Steuerung und Kontrolle des Ressourceneinsatzes 
bei den nachgeordneten Dienststellen, der nicht vom Bundeskriminal­
amt isoliert für den kriminalpolizeilichen Bereich, sondern nur überge­
ordnet durch die Generaldirektion sichergestellt werden konnte. Durch 
den gesamtheitlichen StrategieentwickJungsprozess war die Einbin­
dung aller relevanten Akteure sichergestellt. Die Gesamtstrategie bil ­
dete auch die Basis ftir die Bereichsstr3tegie des Bundeskriminalamts. 

4.1 Das Bunde kriminalamt entwickelte ftir den Zeitraum 2013/14 erstmals 
eine kriminalpolizeiliche Bereichsstrategie in Form einer strategischen 
Zielvereinbarung zwischen dem Direktor und den Abteilungsleitern. 
Das Bundeskriminalamt bezog in seine ßereichsstrategie die strate­
gischen Gesamtziele der Gencraldirektion ein, legte operative Ziele, 
Maßnahmen, Kennzahlen und Verantwortlichkeiten fest und über" 
wachte diese im Zuge eines Controllings. Als strategische Schwerpunkte 
festgelegt wurden Prävention und Opferarbeit, OK- Strategieentwick­
lung, nachhaltige Bekämpfung der illegalen Migration, Vermögenssi ­
cherung, Bekämpfung von Cybercrime und Steuerung/Koordinierung 
der nationalen/internationalen Kriminalitätsbekämpfung. Die Hälfte 
der insgesamt zwölf strategischen Schwerpunkte bezogen sich aller­
dings auf den internen Bereich (Personal, Methoden und Prozesse). 
Eine Bereichsstrategie des Bundeskriminalamts für die Jahre 2015/16 
war zur Zeit der Gebarungsübcrprürung in Ausarbeitung. 

6 Einziehung l rimineJI erwinschafH~ler Vermögenswcm~ 
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Zu den einzelnen Schwerpunkten defmierte das Bundeskriminalamt 
strategische Initiativen (Maßnahmen) mit entsprechenden Umsetzungs­
aktionen samt Kennzahlen/Indikatoren und Verantwortlichkeiten. Als 
Indikatoren legte es überwiegend Meilensteine und nur in geringem 
Ausmaß quanti flzierte Kennzahlen fest. Ziele im Bereich der Bekämp­
fung der Organisierten Kriminalität (OK) lagen insbesondere in der ver­
besserten Erkennung OK- rclevanter Sachverhalte und damit gesteiger­
ter Aussagekraft von OK- Lagebildern. Die Bekämpfung von Cybercrime 
sollte durch die Implementierung eines Kompetenzzentrums im Bun­
deskriminalamt und die Vemetzung mit nachgeordneten Dienststel­
len samt intensivierter Aus- und Fortbildung verbessert werden. Bei 
der Bekämpfung VOn Wirtschaftskriminalität waren lediglich Initiati­
ven im Bereich der Vermögenssicherung vorgesehen. 

Defizite bei der Umsetzung der strategischen Ziele im Bereich Cyber­
crime entstanden insbesondere durc.h fehlendes Personal für den Auf­
bau des Kompetenzzentrums sowie fehlende fachliche und technische 
Kompetenz, im Bereich der Bekämpfung der Organisierten Kriminali­
tät insbesondere durch Mängel beim Informationsfluss zu und von den 
nachgeordneten Dienststellen. Für die Bekämpfung der Wirtschafts­
kriminalität stand kein ausreichendes Stammpersonal zur Verfügung, 
bestand ein inhomogenes Qualifikationsniveau und fehlte technische 
Kompetenz (siehe auch TZ 16 bis 19 und 30). 

4.2 Der RH hielt positiv fest, dass das Bundeskriminalamt die strategischen 
Gesamtziele der Generaldirektion in seine Bereichsstrategie einbezog. 
Er kritisierte allerdings, dass die zu geringe Fokussierung auf die Kern­
aufgaben im Bereich neuer und komplexer Kriminalitätsformen (Cyber­
crime, Organisierte Kriminalität, Wirtschaftskriminalität) - vor allem 
das Fehlen personeller und organisatorischer Strukturen - zu Defizi­
ten bei der Umsetzung führte. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, im Sinne der strategischen 
Gesamtziele seinen Personaleinsatz auf die Bekämpfung neuer und 
komplexer Kriminalitätsformen (Cybercrime, Organisierte Kriminalität, 
Wirtschaftskriminalität) zu foku.ssieren. Insbesondere wären vordring­
lich die notwendigen personellen und organisatorischen Strukturen 
für eine effektive Bekämpfung dieser Kriminalitätsformen zu schaffen. 

4.] Laut Stellungnahme des BMI werde das BUlldeskriminalamt naell Maß­
gabe der im BMlnaehbesetzbarell Planstelle" dallacll traehtell, die enl­

spreellelldell Fachkräfte ill deli wichtige!! Bereiel!ell zu implementie­
re'1. 0 werde derzeit fiir lIellll - ill/ Personaleillsatzkon.zept des (4 

(Cybercrime Kompetellzzentrum) vorgesehene - PlallStellell die IlIleres­
selltel1suclle durcilgeführt. Die Bereicile der OrganisierteIl Kriminalität 
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Bundeskriminalamt 

Ulld der Wirtschaftskrimillalität solIeIl durch elltsprechellde (weitere) 
Orga,lisariollsmaßllahlJlell im Rahme" der ill Vorbereitung befindlicheIl 
GeschäftseillteiluIIgsällderulig im BUlldeskrimillalamt weiter gestärkt 
wertlclI. 

5.1 Das BMI listete bei seinen Wirkungszielen eine Reihe von Maßnahmen 
auf, mit deren Hilfe die Wirkungsziele erreicht werden sollen. Einzelne 
Maßnahmen waren durch Organisationseinheiten mit eigenem Detail­
budget - wie bspw. das Bundeskriminalamt - umzusetzen. 

Zum Wirkungsziel 1 (Beibehaltung des hohen Niveaus der Inneren 
Sicherheit in Österreich insbesondere durch Kriminalitätsbekämpfung, 
Terrorismusbekämpfung und Verkehrsüberwachungl fUhne das BMI als 
eine Maßnahme die .Beibehaltung des hohen Niveaus der internatio­
nalen Vernetzung und des grenzüberschreitenden Sicherheitsmanage­
ments" an. Als Beitrag dazu nannte das Bundeskriminalamt in seinem 
Detailbudget 2013 als Maßnahme die Weiterentwicklung des interna­
tionalen Fahndungssystems SIS IJ und im Detailbudgel2014 die Stei­
gerung der im Prümer Datenverbundsyslem abgeglichenen Fingerab­
druckspuren. 

Zum Wirkungsziel 3 [Verbesserter Schutz vor Gewalt insbesondere 
gegen Frauen, Minderjährige und Senioren) fUhrte das BMI als eine 
Maßnahme .. effektive und zielgruppenorienlierte Maßnahmen der 
Gewaltprävention mit Fokus Gewalt gegen Frauen" an. Als Beitrag 
dazu nannte das Bundeskriminalamt in seinen Detailbudgets sowohl 
für 2013 als auch fUr 2014 als Maßnahme das Projekt _Komplexe 
Opferarbeit". 

Die Auswahl der Maßnahmen erfolgte im Rahmen des Strategieent­
wicklungsprozesses. Die ausgewählten Maßnahmen waren neben ande­
ren auch Teil der im Ressourcen-, Ziel - und Leistungsplan festge­
schriebenen Ziele. 

Die Erfolgsmessung erfolgte flir beide Maßnahmen in Form der Errei­
chung bestimmter Meilensteine bzw. Kennzahlen. Die Überprüfung 
der Zielerreichung erfolgte im Rahmen des regelmäßigen Ressortcon­
trollings. 

5.2 Der RH stellte POSilV fest, dass das Bundeskriminalamt die für 2013 im 
Rahmen der Wirkungsorientierung für beide Maßnahmen als Erfolg 
festgelegten Meilensteine erreichte.7 

., 20 14 war zur Zeit der örtlichen Gcbarung~übcrprü fuTl g noch nicht abgeschlossen. 
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6.1 Der organisato rische Aufbau des Bundeskriminalam ts stell te sich per 
I. Ju ni 20t 3 wie rolgt dar: 

Abbildung I : Organigramm des Bundeskri minalamt 

ABTEILUNG 1 
Kriminalstrategie und 
Zentrale Administration 

r
euro 1.1 -
Organisation- und Grund~ 
satzangelegenhei ten 
BOro 1.2 
Kriminalpolizeiliehe Aus -
und Fortbildung 
BOro 1.3 
Informationsmanagement 
inkl. SPOC (Single Point of 
Contoct) 
Büro 1.4 

I ICrim inalstrategie 
BUro 1.5 

I Kriminalpolizeiliehe Press~ 

l
und Öffentlichkeitsarbeit 

Buro 1.6 
Kriminalprävention und 
Opferhitfe _ 

DIREKTOR DES BUNDESKRIMINALAMTS 

ABTEILUNG 2 
Internationale Polizei-
kooperation 

lBlJro 2.1 
lielfahndung 
eOro n 
Nationate Stelle EURO POL 
und Verbindungsbeamten-
bOro Den Haag 

eüro 2.3 
Zentrate F~hndung 

Büro 2.4 
INTERPOl-landeszentral-
büro Wien 

ABTEILUNG 3 
Ermittlungen, Organisierte 
und Allgemeine 
Kriminatität 
fBlfrOT.1 
Organisierte Kriminalität 
Büro 3.2 
Kapital- und 
Sittlichkeitsdelikte 
Bilro 3.3 
Suchtmittelkriminalität 
Büro 3.4 
Menschenhandel und 
Schlepperei 

ABTEILUNG 4 
Kriminalanalyse 

raUJO .1 
I ~perative und Strategische 
Kriminalanalyse 
BÜJO 4.2 
Krimi na I polizei lich e 
Informationslog istik 
Büro 4.3 
Kriminalstatistik 
Bilro 4.4 
Kriminalpsychologi~ und 
Verhandlungsgruppen 

ABTEILUNG 5 
Krimi na t polizei 1 ic he 
Assistenzdienste 

~.1 -
Zeugenschulz und 
qualifizier ter Opferschutz 
BUro 5.2 
Cybercri me-(ompetence­
Center (C4) 
BUro 5.3 
Verdeckte Ermittlungen 

L 

Quelle: Bund~skriminalamt (Stand Oktob~r 2014) 
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ABTEILUNG 6 
Forensik und Technik 

rBUro 6.1 j 
Zentraler Er1cennungsdienst 
BCro 6.2 
Kriminaltechnik 

ABTEILUNG 7 
Wirtschafhkrimi nalität 

I ,~" J Betrug und Wirtschafts-
delikte 
BCro 7.2 
Vermögenssicherung 
'--
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